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1. Einleitung
1.1 Hintergrund und Motivation  
des Berichts
Die Evaluation der Experimentierklausel nach § 6c 
SGB II verfolgt zwei Ziele. Zum einen soll die Imple-
mentation und Durchführung des SGB II durch die 
Träger beobachtet und dokumentiert werden. Zum 
anderen gilt es, die Wirkungen der Experimentier-
klausel zu analysieren und die zugrunde liegenden 
Wirkungszusammenhänge herauszuarbeiten. Im Mit-
telpunkt steht dabei die vergleichende Evaluation 
der Modelle „zugelassene kommunale Träger“ („Op-
tierende Kommune“) und „Arbeitsgemeinschaften 
(ARGE)“, aber auch der Form der getrennten Auf­
gabenwahrnehmung. 
Um die Wirkungen der verschiedenen Formen der 
Aufgabenwahrnehmung analysieren zu können, wäre 
aus methodischer Sicht eine zufällige Auswahl der 69 
Optionskommunen wünschenswert gewesen. In der 
Realität wurde die Entscheidung für eine bestimmte 
Form der Aufgabenwahrnehmung allerdings keines-
wegs zufällig getroffen. Vielmehr ist davon auszuge-
hen, dass diese Entscheidung vor dem konkreten 
Hintergrund des regionalen Kontextes, der regio-
nalen Wirtschaftssituation sowie der Situation auf 
den regionalen Arbeitsmärkten erfolgte und zudem 
verschiedenste Motive und Interessenlagen der be-
teiligten Akteure eine wesentliche Rolle gespielt ha-
ben dürften. Jede fundierte Wirkungsforschung muss 
daher versuchen, bereits diese „Selektion“ in der 
Stichprobe in geeigneter Weise zu berücksichtigen.
Zudem gab es in einzelnen Bundesländern auch einen 
Katalog an formalen Voraussetzungen für die Zulas-
sung interessierter Kommunen zum Optionsmodell. 
Zu den Kriterien in Nordrhein-Westfalen gehörten 
beispielsweise:
•  Die Eignung zur Wahrnehmung der Option in 
kommunaler Trägerschaft; hier ging es darum, ob 
die Kommune bereits Erfahrungen mit der er-
folgreichen Reintegration von Langzeitarbeitslo-
sen vorweisen konnte, gute aktivierende Hilfen 
angeboten und zum Beispiel eine entsprechende 
Infrastruktur wie kommunale Beschäftigungsge-
sellschaften aufgebaut hatte. 
•  Die Finanzlage der jeweiligen Kommune. 
•  Stellungnahmen der kreisangehörigen Gemein-
den, die das Vorhaben des Kreises unterstützen 
mussten. 
•  Ein ausgewogenes Verhältnis von kreisfreien Städ-
ten und Landkreisen und eine ausgewogene regi-
onale Verteilung der Optierenden Kommunen. 
•  Eine Unterlegung des Antrags mit konzeptio-
nellen Überlegungen, warum und wie die Betreu-
ung von Langzeitarbeitslosen abweichend von 
der Einrichtung des Job-Centers geleistet werden 
kann. 
Vor diesem Hintergrund verfolgt dieser Bericht das 
Ziel, die Ausgangssituation in den 439 Kreisen mit un-
terschiedlichen Formen der Aufgabenwahrnehmung 
vor Inkrafttreten des SGB II zu charakterisieren 
und zu vergleichen. Dabei steht die Frage im Mittel-
punkt, ob zwischen den Kreisen, in denen ab 2005 
unterschiedliche Formen der Aufgabenwahrnehmung 
umgesetzt wurden, bereits vor Einführung des SGB 
II systematische Unterschiede hinsichtlich der so-
zio-demographischen und wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen, der finanziellen Lage der Kreise, der 
Ausgangsbedingungen am Arbeitsmarkt oder auch 
der arbeitsmarktpolitischen Vorerfahrungen in den 
Kommunen bestanden oder nicht. 
Der Bericht bildet gleichzeitig den Hintergrund und 
den Ausgangspunkt für die ab Juli 2006 beginnende re-
gelmäßige Berichterstattung des IAW im Rahmen der 
Evaluation der Experimentierklausel des § 6c SGB II. 
Innerhalb dieser vierteljährlichen Berichterstattung 
soll in Zukunft anhand ausgewählter Arbeitsmarkt-
indikatoren die Entwicklung auf den Arbeitsmärkten 
seit Einführung des SGB II im Vergleich der Kreise 
mit unterschiedlichen Formen der Aufgabenwahr-
nehmung möglichst zeitnah abgebildet und verglichen 
werden.
Ursprünglich war vorgesehen, bereits zum jetzigen 
Zeitpunkt auch über aktuelle Entwicklungen vom 
Arbeitsmarkt nach Formen der Aufgabenwahrneh-
mung zu berichten und somit den ersten regelmä-
ßigen Quartalsbericht vorzulegen. Dies ist jedoch 
aufgrund von Problemen bei der Bereitstellung der 
erforderlichen Arbeitsmarktindikatoren auf SGB II-
Trägerebene leider noch nicht möglich (für Details 
bezüglich des aktuellen Stands der vereinbarten Da-
tenlieferungen vgl. Anhang). 
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Daher wurde in Abstimmung mit dem Auftrag-
geber, dem Bundesministerium für Arbeit und So-
ziales (BMAS), entschieden, zum 1. April 2006 die-
sen Schwerpunktbericht zu erstellen. Darin soll 
zum einen überprüft werden, ob und ggf. welche 
Differenzen hinsichtlich der Ausgangslage insbeson-
dere zwischen Kreisen mit ARGEn und Optierenden 
Kommunen, bestanden, die ggf. auch bei den weiteren 
Untersuchungen berücksichtigt werden müssen. 
Zum anderen soll damit auch zumindest ansatzwei-
se untersucht werden, welche Rahmenbedingungen 
möglicherweise die Wahl der Form der Aufgaben-
wahrnehmung beeinflusst haben.
1.2 Vorgehensweise und methodische 
Anmerkungen
Die inhaltliche Bearbeitung in diesem Bericht gliedert 
sich in folgende drei Hauptteile:
(1) Als Hintergrund für die Kapitel 3 und 4 wird in 
Kapitel 2 zunächst die räumliche Verteilung der 
Kreise mit unterschiedlichen Formen der Aufga-
benwahrnehmung dargestellt.
(2) Kapitel 3 vergleicht darauf aufbauend einerseits 
den sozio-demographischen Hintergrund der 
späteren Kreise mit ARGEn, mit zugelassenen 
kommunalen Trägern sowie mit getrennter Aufga-
benwahrnehmung, andererseits deren wirtschaft-
Kasten	1:		Abweichungen	zwischen	Kreisen	und	Trägereinheiten	des	SGB	II1
In den folgenden Fällen sind einzelne Kreise und die Trägereinheiten des SGB II nicht deckungsgleich: 
	 1.		 Mehrere	Kreise	bilden	zusammen	eine	ARGE
• ARGE Amberg-Sulzbach: Amberg (Stadt), Amberg-Sulzbach
• ARGE Deutsche Weinstraße: Neustadt an der Weinstraße, Bad Dürkheim
• ARGE Neustadt-Weiden: Weiden i.d. Oberpfalz (Stadt), Neustadt a.d. Waldnaab
• ARGE Straubing-Bogen: Straubing (Stadt), Straubing-Bogen
• ARGE Vorderpfalz-Ludwigshafen: Frankenthal (Stadt), Speyer (Stadt), Ludwigshafen (Stadt), Rhein-
Pfalz-Kreis
• ARGE Weimar: Weimar (Stadt), Weimar (Land)
	 2.	 Eine	ARGE	besteht	aus	einem	Kreis	und	wenigen	Gemeinden	eines	weiteren	Kreises	bzw.	aus	
einem	Kreis	abzüglich	einiger	weniger	Gemeinden
• ARGE Emden: Emden (Stadt) und einige Gemeinden des Landkreises Aurich
• ARGE Hildesheim: Hildesheim und einige Gemeinden des Landkreises Holzminden
• ARGE Holzminden: Landkreis Holzminden abzüglich einiger Gemeinden
• ARGE Wunsiedel: Landkreis Wunsiedel und einige Gemeinden des Landkreises Tirschenreuth
• ARGE Tirschenreuth: Tirschenreuth abzüglich einiger Gemeinden
	 3.		 Ein	Kreis	besitzt	mehrere	eigenständige	ARGEN
• Schwalm-Eder-Kreis: ARGE Schwalm-Eder-Nord, ARGE Schwalm-Eder Marburg
• Landkreis Aurich: ARGE Norden, ARGE Aurich
• Zudem stellt Berlin zwar nur einen Kreis dar, besitzt jedoch 12 ARGEn (entsprechend der Anzahl 
der Berliner Stadtbezirke).
1) Vgl. Blien et al. (2005): Regionale Typisierung im SGB II-Bereich. Fachliche Dokumentation. IAB Nürnberg.
lichen Kontext einschließlich möglicherweise be-
stehenderUnterschiede in der Finanzausstattung.
(3) Kapitel 4 widmet sich dann dem Vergleich der 
Ausgangssituationen auf dem Arbeitsmarkt, ein-
schließlich der kommunalen Vorerfahrungen im 
Bereich der aktivierenden Sozialhilfe.
Kapitel 5 fasst abschließend die zentralen Ergebnisse 
des Berichts zusammen.
Die Analysen in den Kapiteln 3 und 4 sind somit auf 
den Bereich der Kontext- und Arbeitsmarktindika-
toren fokussiert. Sie basieren auf Angaben aus der 
so genannten Eckwertetabelle der Bundesagentur 
für Arbeit für das Jahr 2004 sowie (soweit erforder-
lich) auf den amtlichen Arbeitsmarktstatistiken der 
Vorjahre. Die Kennzahlen für die Untersuchung des 
wirtschaftlichen und sozio-demographischen Kon-
textes wiederum entstammen größtenteils der Ge-
nesis-Online-Regional-Datenbank beim Statistischen 
Bundesamt, dem Statistik-Portal des Statistischen 
Landesamtes Baden-Württemberg (Daten aus der 
Volkswirtschaftlichen Gesamtrechung der Länder) 
sowie der INKAR-Datenbank des Bundesamtes für 
Bau- und Raumwesen (BBR).  Weitere Sonderauswer-
tungen amtlicher Daten für nachfolgende Berichte 
sind in Vorbereitung. Sofern erforderliche statistische 
Angaben für das Jahr 2004 nicht vorlagen, wurde auf 
die entsprechenden Werte für 2003 zurückgegriffen. 
Hinzuweisen ist an dieser Stelle darauf, dass die Trä-
gereinheiten im Rahmen des SGB II, die in 2005 ihre 
Arbeit aufgenommen haben, nicht in allen Fällen mit 
den Landkreis- bzw. Stadtkreisgrenzen deckungsgleich 
sind. Insgesamt gibt es bundesweit 439 Kreise, aber 
455 Trägereinheiten (Stand 31.12.2005). Der Kasten 
1 informiert über die bestehenden Fälle, in denen 
Trägereinheiten des SGB II und einzelne Kreise nicht 
deckungsgleich sind. Berlin ist dabei von besonderer 
Bedeutung, da hier in den 12 Stadtbezirken jeweils 
eine ARGE errichtet wurde.
Im Rahmen dieses Schwerpunktberichts erfolgt aus-
schließlich eine Auswertung nach Kreisen. Dies ist 
adäquat, weil in diesem Bericht insbesondere die 
Situation vor der Entscheidung für eine bestimmte 
Form der Aufgabenwahrnehmung dargestellt werden 
soll, und diese Entscheidung gerade auf der Ebene 
der Kreise getroffen wurde.1 
1) Im Rahmen der künftigen regelmäßigen Berichterstattung 
werden die Auswertungen auf der Ebene der jeweiligen 
regionalen Trägereinheiten erfolgen. Berlin beispielsweise, 
Die Vorgehensweise bei der Untersuchung der Un-
terschiede in den Rahmenbedingungen zwischen den 
Kreisen mit unterschiedlichen Formen der Aufga-
benwahrnehmung erfolgt in den einzelnen Kapiteln 
analog.  Im Vordergrund stehen dabei jeweils die Un-
terschiede zwischen den Kreisen mit ARGEn und op-
tierenden Kommunen. Ergänzend werden jedoch auch 
die Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung be-
trachtet. Um der Tatsache Rechnung zu tragen, dass 
sich gerade die sozio-demographischen und die wirt-
schaftliche Rahmenbedingungen sowie die Lage am 
Arbeitsmarkt zwischen Ost- und Westdeutschland 
bzw. zwischen unterschiedlichen Kreistypen teilweise 
erheblich unterscheiden, erfolgen die weiteren Ana-
lysen nicht nur aggregiert für Deutschland, sondern 
stets auch differenziert nach Ost- und Westdeutsch-
land sowie nach Stadt- und Landkreisen.2 
Um die Verteilungen ausgewählter Merkmale zu ver-
gleichen, werden als Mittelwerte, welche die Lage 
der Verteilung charakterisieren sollen, sowohl das 
gewichtete arithmetische Mittel der Kreiswerte als 
auch deren Median/Zentralwert (50%­Quantile) aus-
gewiesen. Je nach Fragestellung können beide Kenn-
größen von Interesse sein. Das gewichtete arith-
metische Mittel berücksichtigt Unterschiede in der 
Größe der Kreise bei der Berechnung aggregierter 
Kennzahlen, läuft jedoch Gefahr, in besonderem Maße 
von extremen Werten, so genannten Ausreißern, be-
einflusst zu werden. Der Median bzw. Zentralwert ist 
definiert als der Wert des Merkmalsträgers (hier: des 
Kreises), der in einer nach der Größe der Ausprä-
gungen von klein nach groß geordneten Reihe genau 
in der Mitte liegt („50%­Trennlinie“). Er ist robust 
gegenüber Ausreißern und charakterisiert eher den 
„typischen“ Kreis. Da der Vergleich der Kreise mit 
unterschiedlichen Formen der Aufgabenwahrneh-
mung im Vordergrund steht, werden in den weiteren 
Abbildungen vorrangig die Mediane berücksichtigt. 
Dennoch wird bei der Interpretation im Text nur in 
solchen Fällen eine eindeutige Tendenz für eine Form 
der Aufgabenwahrnehmung unterstellt, wenn beide 
Kenngrößen (Median und gewichtetes arithmetisches 
Mittel) in die gleiche Richtung weisen.
Ergänzend zu den beiden Mittelwerten wird auch 
die Verteilung der Werte für die einzelnen Kreise 
betrachtet, um auch die Streuung der Beobachtungs- 
 das in diesem Bericht als ein Kreis dargestellt worden ist, 
wird also in seine 12 Stadtbezirke aufgeteilt. 
2) Die Begriffe Stadtkreis, eine baden-württembergische Be-
sonderheit, und kreisfreie Stadt werden synonym verwen-
det. 
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Kasten	2:		 Zur	Interpretation	von	„Boxplots“
Boxplots sind eine sehr anschauliche Möglichkeit, um die Lage und die Streuung von Verteilungen im Ver-
gleich graphisch zu illustrieren. Ihren Namen verdanken die Boxplots der eingezeichneten „Box“, in deren 
Bereich sich die mittleren 50% der Beobachtungswerte der Verteilung befinden. Der linke Rand der Box ist 
somit das erste Quartil (auch: „25%­Trennlinie“, d.h. links davon liegen 25% aller Beobachtungswerte und 
rechts davon 75% aller Beobachtungswerte). Der rechte Rand stellt das 3. Quartil dar, d.h. links davon liegen 
75% aller Beobachtungswerte und rechts davon 25% aller Beobachtungswerte. Die 50%-Trennlinie, der sog. 
Median oder Zentralwert, wird durch die vertikale Linie innerhalb der Box gekennzeichnet. Je weiter rechts 
die Box und somit die drei Quartile der Verteilung liegen, desto größer sind folglich die Ausprägungen der 
Merkmale. 
Über die Streuung der Verteilung informiert zunächst die Breite der Box (der sog. „Inter­Quartilsabstand“): 
je breiter die Box, desto größer ist die Streuung im mittleren Bereich der Verteilung. Darüber hinaus kann 
man dem Diagramm auch den Minimalwert und den Maximalwert und somit die Spannweite der Verteilung 
entnehmen. Liegen einzelne Werte besonders weit an den Rändern der Verteilung und weichen um mehr 
als das 1,5­fache der Breite der Box vom ersten bzw. dritten Quartil ab, so handelt es sich um „Ausreißer-
werte“, die dann durch einzelne Punkte gekennzeichnet werden. Der „normale Abweichungsbereich“ wird 
dagegen durch die nach links und rechts abgehenden „Antennen“ markiert.
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werte, um den jeweiligen Mittelwert beurteilen zu 
können. Auch auf bemerkenswerte Unterschiede 
hinsichtlich der Streuung der Werte zwischen den 
Kreisen mit unterschiedlichen Formen der Aufga-
benwahrnehmung wird eingegangen, in den Ergebnis-
tabellen wird aber aus Gründen der Übersichtlichkeit 
auf die Angabe von Streuungsmaßen verzichtet.
Einen besonders differenzierten Einblick in die  Ver-
teilung eines Merkmals liefern so genannte „Box-
plots“, die in diesem Bericht an verschiedenen Stellen 
verwendet werden. Da diese Form der Darstellung 
zwar immer häufiger in der empirischen Forschung 
verwendet wird, jedoch teilweise noch unbekannt ist, 
gibt Kasten 2 eine kurze Interpretationshilfe für das 
Lesen von Boxplots. 
Hinzuweisen bleibt an dieser Stelle darauf, dass sich 
der nachfolgene Bericht entsprechend der Aufgaben-
beschreibung von Untersuchungfeld I ausschließlich 
auf deskriptive statistische Auswertungen stützt. Da-
mit liefert er zwar hinsichtlich der Entscheidung für 
eine bestimmte Form der Aufgabenwahrnehmung 
wertvolle Hinweise und Strukturzahlen. Ein Ersatz für 
die multivariaten Kausalanalysen in den Feldern 2 bis 
4 oder direkte Befragungen der Entscheidungsträger 
sind sie jedoch nicht.
2. Regionale Verteilung der 
Formen der Aufgaben-
wahrnehmung
Gegenstand von Kapitel 2 ist ein knapper Überblick 
über die regionale Verteilung der unterschiedlichen 
Formen der Aufgabenwahrnehmung zum 31.12.2005. 
Dieser Überblick dient nicht nur zur einleitenden 
Orientierung, sondern stellt zugleich eine wichtige 
Hintergrundinformation für den anschließenden Ver­
gleich der regionalen Rahmenbedingungen, insbe-
sondere des jeweiligen sozio-demographischen und 
wirtschaftlichen Kontextes sowie der Situation auf 
dem Arbeitsmarkt für die Zeit vor der Einführung 
des SGB II, der in den nachfolgenden Kapiteln 3 und 4 
vorgenommen wird, dar. Die Differenzierung erfolgt 
dabei nach Bundesländern (einschließlich Ost­West­
Vergleich), sowie nach Stadt- und Landkreisen (dar-
unter Großstädte mit über 250.000 Einwohner). 
§ 6a SGB II sieht vor, dass ab dem 1.1.2005 insge-
samt 69 kommunale Träger (Stadt­ und Landkreise) 
für die Dauer von sechs Jahren anstelle der jeweiligen 
Agenturen für Arbeit Leistungsträger („zugelassene 
kommunale Träger“, kurz: zkT; alternativ: „Optieren-
de Kommunen“ oder „Optionskommunen“, kurz: 
OPT) sind. 
Wie  Abbildung 2.1 zeigt, wird die Aufgabe der Grund-
sicherung und Reintegration von Arbeitsuchenden 
des SGB II-Rechtskreises jedoch nur in 351 Kreisen 
der restlichen 370 Kreise in Deutschland durch die 
vom Gesetz vorgesehenen „Arbeitsgemeinschaften“ 
(kurz:  ARGEn) wahrgenommen. In 19 Kommunen 
kam es dagegen zu einer dritten Variante der Träger-
schaft, die der „getrennten Aufgabenwahrnehmung“ 
(kurz: GTA).1 
Der Vergleich zwischen West- und Ostdeutschland 
zeigt, dass die Verteilung der Formen der Aufgaben-
wahrnehmung auf die Kreise insgesamt recht ähnlich 
ist (vgl. Abbildung 2.1). Optierende Kommunen ma-
chen in Westdeutschland 15% und in Ostdeutschland 
(einschließlich Berlin) 17% der Kreise aus. 17 der 19 
1) Gegenwärtig übersteigt die Anzahl der regionalen Träge-
reinheiten jene der Kreise geringfügig (455 vs. 439), da in 
mehreren Fällen Kreis- und Einheitsgebietsgrenzen nicht 
übereinstimmen. Für Details vgl. die Ausführungen in Kapi-
tel 1 oder die Übersicht der Kreise nach der Zugehörig-
keit zu SGB II-Trägerdienststellen der Bundesagentur für 
Arbeit.
Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung liegen 
jedoch in Westdeutschland, so dass der Anteil dieser 
Form der Aufgabenwahrnehmung in Westdeutsch-
land mit 5,2% der Kreise überdurchschnittlich häu-
fig vertreten ist (Ostdeutschland 1,8%). Innerhalb 
Westdeutschlands gibt es jedoch nur in fünf der elf 
Bundesländer Kreise mit getrennter Aufgabenwahr-
nehmung, wobei mehr als die Hälfte aller betroffenen 
Kreise (11 von bundesweit 19) in Baden-Württem-
berg liegen (vgl. auch Abbildung 2.2). 
Bei der Interpretation der nachfolgenden Ergebnisse 
ist daher die starke Konzentration dieser dritten 
Form der Aufgabenwahrnehmung auf das Bundesland 
mit der vergleichsweise besten Situation auf dem Ar-
beitsmarkt zu berücksichtigen.
Das überproportionale Auftreten der Form der ge-
trennten Aufgabenwahrnehmung in Baden-Würt-
temberg erklärt sich vor allem dadurch, dass hier 
zunächst versucht wurde, gesonderte Kooperations-
vereinbarungen zwischen den Agenturen für Arbeit 
und den Kommunen unterhalb eines ARGE-Vertrags 
zu schließen.2 Erst nachdem dieses Vorhaben schei-
terte, entschloss sich eine ganze Reihe von Kommu-
nen zur getrennten Aufgabenwahrnehmung. 
Der Anteil der Optierenden Kommunen liegt in West-
deutschland besonders hoch in Hessen (mit 50%) 
und in Niedersachsen (28%). Dies sind gleichzeitig 
diejenigen Bundesländer, in denen das Optionsmo-
dell durch die jeweilige Landesregierung im Vorfeld 
am stärksten befürwortet wurde. In Ostdeutschland 
weisen Brandenburg (28%) und Sachsen-Anhalt (21%) 
einen überproportionalen Anteil an Optionskommu-
nen auf. Ebenfalls höher als gemäß des ursprünglichen 
Verteilerschlüssels vorgesehen,3 ist die Anzahl der 
optierenden Kommunen auch in Sachsen (21%) und 
in Nordrhein-Westfalen (19%). 
Differenziert nach kreisfreien Städten und Landkrei­
sen sind die Optierenden Kommunen in den Stadt-
kreisen eindeutig unterdurchschnittlich, in den 
Landkreisen dagegen deutlich überdurchschnittlich 
vertreten. Nur 6 der 69 Optionskommunen sind 
2) Vgl. „Eckpunkte zur Zusammenarbeit der Kommunen mit 
den Agenturen für Arbeit bei der Umsetzung des SGB II 
des Städtetags, Landkreistags, Gemeindetags Baden-Würt-
temberg und den Regionaldirektion Baden-Württemberg“ 
vom 27.7.2004.
3) Zum Zulassungsverfahren vgl. ausführlicher das Merkblatt 
für zugelassene kommunale Träger der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende gem. § 6a SGB II, Stand: 24.08.2004, hrsg. 
vom BMWA.
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Stadtkreise, so dass nur etwa 5% aller kreisfreien 
Städte die alleinige kommunale Lösung bei der Um-
setzung des SGB II praktizieren. Unter den Landkrei-
sen ist dagegen ungefähr jeder fünfte Landkreis ein 
Kreis mit zugelassenem kommunalem SGB­II­Träger. 
Die überdurchschnittliche Verbreitung der Options-
lösung in Landkreisen gilt dabei für Ost- wie für 
Westdeutschland gleichermaßen. Teilweise dürfte 
sich hier sicherlich die Tatsache niederschlagen, dass 
der Deutsche Landkreistag sich im Gegensatz zum 
Deutschen Städtetag bereits im Vorfeld der Einfüh-
rung des SGB II für eine Übertragung der Aufgabe 
an die Kommunen eingesetzt hat. Auch die Anzahl 
der Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung ist 
sowohl absolut als auch relativ in den Landkreisen 
jeweils etwas höher als in den kreisfreien Städten. 
Von den Stadtkreisen mit über 250 Tsd. Einwohnern 
praktizieren 27 von 28 Kreisen das ARGE-Modell, al-
lein in Wiesbaden wurde die Optionslösung gewählt. 
Selbst wenn man als „größere Stadt“ eine kreisfreie 
Stadt mit nur 100.000 oder mehr Einwohnern de-
finiert, gibt es nur fünf Städte, die das Options­Mo-
dell und nur zwei, die das Modell der getrennten 
Aufgabenwahrnehmung eingeführt haben. Sämtliche 
Stadtstaaten haben sich ebenfalls für das ARGE-Mo-
dell entschieden. 
Landkreise
(321)
darunter Stadtkreise mit 
mehr als 250.000 Ew. (28)
Stadtkreise
(118)
5% (16)20% (63)76% (242)
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 (6)
92% (109)
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Westdeutschland
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2% (2)17% (19)81% (92)
5% (17)15% (50)79% (259)
4% (19)16% (69)80% (351)
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Kreise mit zugelassenen
kommunalen Trägern
((Optierende Kommunen)
Kreise mit getrennter
Ausgabenwahrnehmung
Verteilung der 439 Kreise nach der zum 31.12. 2005 
gewählten Form der Aufgabenwahrnehmung Abb. 2.1
Abweichungen von 100% () durch Rundungsfehler bedingt. 
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Verteilung der Kreise nach der zum 31.12. 2005 
gewählten Form der Aufgabenwahrnehmung Abb. 2.2
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Kreise mit zugelassenen
kommunalen Trägern
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3.  Sozio-demographische 
und wirtschaftliche  
Ausgangslage
Im Rahmen der regelmäßigen Berichterstattung wird 
das IAW Tübingen die Entwicklungen in den Kreisen 
mit unterschiedlichen Formen der Aufgabenwahr-
nehmung darstellen und begleiten. Dem Vorschlag 
des Arbeitskreises Evaluation1 folgend wird die Be-
richterstattung dabei sowohl (vierteljährlich) auf die 
Entwicklungen am Arbeitsmarkt abstellen, als auch 
(jährlich) Niveau, Struktur und Entwicklung des so-
zio-demographischen und wirtschaftlichen Kontex-
tes abbilden. Ziel dieses dritten Kapitels ist es nun, 
anhand ausgewählter Kontextindikatoren die Aus-
gangslage in den 439 Kreisen vor Einführung des SGB 
II vor dem Hintergrund von den ab dem 1.01.2005 
eingeführten Formen der Aufgabenwahrnehmung 
darzustellen und zu vergleichen. Im Mittelpunkt des 
Interesses steht dabei die Frage, ob und inwieweit 
Kreise mit unterschiedlichen Formen der Aufgaben-
wahrnehmung aus einer günstigeren bzw. weniger 
günstigen Ausgangslage starteten. 
Im Einzelnen befasst sich Abschnitt 3.1 zunächst mit 
einem knappen deskriptiven Vergleich des sozio-
demographischen Hintergrunds, indem die Bevöl-
kerungsstruktur und -entwicklung auf Kreisebene 
anhand ausgewählter Indikatoren skizziert wird. Ab-
schnitt 3.2 zieht im Anschluss zentrale Indikatoren 
der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit von Regionen 
sowie deren Entwicklung heran, um deskriptiv ver-
gleichende Aussagen über die wirtschaftliche Stärke 
der Kreise mit unterschiedlichen Trägermodellen vor 
SGB II-Einführung zu treffen. Abschnitt 3.3 vergleicht 
dann die finanzielle Lage der Kreise, bevor Abschnitt 
3.4 das dritte Kapitel mit einer Zusammenfassung 
abschließt.
1) § 6c SGB II schreibt vor, dass die Länder und die Kommu-
nen bei der Entwicklung der Untersuchungsansätze und 
der Auswertung der Ergebnisse zu berücksichtigen sind. 
Hierzu wurde ein Arbeitskreis Evaluation gegründet, in 
dem neben dem Bund und den Ländern auch die kommu-
nalen Spitzenverbände sowie die Bundesagentur für Arbeit 
und die Sozialpartner vertreten sind. 
3.1 Sozio-demographischer Kontext  
im  Vergleich
Hinsichtlich der Altersstruktur der Bevölkerung gab 
es zwischen den Kreisen, die sich für unterschiedliche 
Formen der Aufgabenwahrnehmung entschieden ha-
ben, im Jahr 2004 im Durchschnitt keine systemati-
schen Abweichungen. So lag der Median des Anteils 
der Personen im erwerbsfähigen Alter zwischen 
15 und unter 65 Jahren bundesweit über die 439 
Kreise hinweg bei 66,2% und entsprach damit weit-
gehend dem Median der Kreise mit ARGEn (66,2%) 
sowie dem Median der Optierenden Kommunen 
(65,8%) (vgl. Tabelle 3.1). Die Bandbreite der Beob-
achtungswerte lag dabei zwischen 61,8% und 72,8%. 
Auch innerhalb West- und Ostdeutschlands sowie 
auf Ebene der Land­ bzw. der Stadtkreise fielen die 
Unterschiede in der Verteilung des Anteils der Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter jeweils gemessen am 
Median gering aus. In Westdeutschland fällt auf, dass 
die Streuung und somit die Unterschiede zwischen 
den Kreisen bei Kreisen mit ARGEn insgesamt etwas 
größer waren als bei den Kreisen mit zugelassenen 
kommunalen Trägern.
Dass die Ausgangslage hinsichtlich der Altersstruk-
tur im Durchschnitt vergleichbar war, bestätigt auch 
die Betrachtung des Anteils der Jugendlichen und 
jungen Erwachsenen zwischen 15 und 24 Jahren an 
der Bevölkerung, der im weitesten Sinne als ein In-
dikator für die mittelfristige „Zukunftsfähigkeit“ von 
Wirtschaftsräumen interpretiert werden kann. Der 
Median des Anteils dieser Altersgruppe an allen Ein-
wohnern betrug in Deutschland sowohl insgesamt als 
auch für die Kreise mit ARGEn und mit zugelassenen 
kommunalen Trägern jeweils rund 11,9%. Differen-
ziert nach West- und Ostdeutschland lag der Durch-
schnitt aller ostdeutschen Kreise (Median: 13,4%) 
zwar knapp zwei Prozentpunkte über dem westdeut-
schen Wert von 11,5%, nach Formen der Aufgaben-
wahrnehmung lassen sich jedoch keine Unterschiede 
feststellen. Dies gilt auch beim Vergleich von Stadt- 
und Landkreisen. 
Hinsichtlich des Anteils der Frauen an den Einwoh-
nern waren zwischen den Kreisen mit unterschied-
lichen Formen der Aufgabenwahrnehmung im Jahr 
2004 ebenfalls keinerlei systematische Unterschiede 
zu beobachten (Median: 50,9%). Dies gilt sowohl für 
Deutschland insgesamt als auch für West- und Ost-
deutschland sowie für kreisfreie Städte und Land-
kreise.
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Tabelle 3.1   
Sozio-demographischer 
Kontext
Durchschnittliche Anteile der Personen im erwerbsfähigen 
Alter (15-64 Jahre), Jugendlicher und junger Erwachsener 
(15-24 Jahren) sowie der Frauen an der Bevölkerung  
 
   
 Durchschnittliche Anteile in Prozent
  15-64 J. 15-24 J.         Frauen
  Zentralwertea) 
  
Deutschland   
Alle Kreise 66,2 11,9 50,9
ARGEb) 66,2 11,9 51,0
OPTc) 65,8 11,9 50,8
GTAd) 65,7 12,0 50,9
   
Westdeutschland   
Alle Kreise 65,6 11,5 51,0
ARGE 65,6 11,4 51,0
OPT 65,3 11,6 50,8
GTA 65,6 11,6 51,0
   
Ostdeutschland   
Alle Kreise 69,0 13,4 50,9
ARGE 69,0 13,4 50,9
OPT 68,7 13,4 50,9
GTA 70,7 14,0 50,2
   
Stadtkreise   
Alle Kreise 67,3 11,6 51,7
ARGE 67,3 11,6 51,7
OPT 66,6 11,8 51,6
GTA 68,2 12,5 51,0
   
Landkreise   
Alle Kreise 65,9 11,9 50,8
ARGE 66,0 11,9 50,8
OPT 65,8 11,9 50,8
GTA 65,6 11,8 50,9
   
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.  
ARGE 68,0 11,1 51,7
   
a)  Median
b)  Kreise mit Arbeitsgemeinschaften
c)  Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern
 (Optierende Kommunen)
d)  Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung
Tabelle 3.2  
Ausländer 2004  
Durchschnittlicher Ausländeranteil an der Bevölkerung  
in Prozent. 
  
  Mittelwerta) Zentralwertb)
  
Deutschland  
Alle Kreise 8,8 5,9
ARGEc) 9,2 5,9
OPTd) 6,8 5,2
GTAe) 9,4 8,8
  
Westdeutschland  
Alle Kreise 9,9 7,5
ARGE 10,3 7,3
OPT 7,9 6,7
GTA 9,8 9,0
  
Ostdeutschland  
Alle Kreise 4,6 1,7
ARGE 5,1 1,7
OPT 2,1 1,8
GTA 1,2 1,2
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 13,4 10,9
ARGE 13,3 10,7
OPT 14,2 14,2
GTA 17,2 17,4
  
Landkreise  
Alle Kreise 6,6 5,1
ARGE 6,5 5,0
OPT 6,3 5,0
GTA 8,7 8,5
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew. 
ARGE 15,0 15,2
a)  Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Einwohnerzahl)
b) Median  
c)  Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d)  Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e)  Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
Sozio-demographische 
Ausgangslage
Mangels amtlicher Daten über Personen mit Migra-
tionshintergrund, einer weiteren zentralen arbeits-
marktpolitischen Zielgruppe, wird näherungsweise 
der regionale Ausländeranteil an der Bevölkerung für 
den Vergleich herangezogen (vgl. Tabelle 3.2). 
Dabei zeigt sich, dass der gewichtete Ausländeranteil 
an den Einwohnern im Westen Deutschlands im Jahr 
2004 mehr als doppelt so hoch war wie im Osten 
(9,9% vs. 4,6%). Die entsprechenden Medianwerte 
unterschieden sich ebenfalls beträchtlich, lagen je-
doch mit 7,5% und 1,7% deutlich unter den gewichte-
ten Mittelwerten. Dies deutet darauf hin, dass einige 
einwohnerstarke Kreise, wie z.B. der Stadtkreis Stutt-
gart mit fast 24%, einen besonders hohen Ausländer-
anteil aufwiesen und den gewichteten Durchschnitt 
somit jeweils „nach oben zogen“.
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Der Ausländeranteil in den Kreisen, die später 
ARGEn bildeten, lag in beiden Landesteilen jeweils 
höher als in jenen Kreisen, die später eine kommu-
nale Lösung praktizierten (West: 10,3% gegenüber 
7,9%, Ost: 5,1% gegenüber 2,1%). Betrachtet man je-
doch jeweils den Median der Kreise und nicht das 
gewichtete arithmetische Mittel, so schwächen sich 
diese Unterschiede erheblich ab. Die Unterschiede 
der gewichteten Mittelwerte basieren somit im We-
sentlichen auf einigen einwohnerstarken Kreisen.
Differenziert nach kreisfreien Städten und Landkrei-
sen zeigt sich, dass in den Landkreisen die Ausgangs-
situation vor Einführung des SGB II im Durchschnitt 
weitgehend vergleichbar war, während die wenigen 
Optierenden Kommunen in den kreisfreien Städten 
einen etwas höheren Ausländeranteil verzeichneten 
als die Stadtkreise mit ARGEn. In ARGE-Stadtkreisen 
mit mehr als 250 Tsd. Einwohnern lag der Anteil der 
Ausländer eindeutig am höchsten, der Median betrug 
hier 15,2%.
Während die Bevölkerungsstruktur im Jahr 2004 
vor Einführung des SGB II in den Kreisen mit unter-
schiedlicher Form der Aufgabenwahrnehmung sehr 
ähnlich war, lässt die abschließende Betrachtung der 
Bevölkerungsentwicklung von 2000 bis 2004 Unter-
schiede erkennen.
So verzeichneten Kreise, die sich später für eine 
getrennte Aufgabenwahrnehmung entschieden, von 
2000 bis 2004 mit einem Median der Wachstums-
raten von 1,3% (gewichteter Mittelwert: 1,4%) eine 
merklich positivere Entwicklung der Gesamtbevölke-
rung als Kreise, die später die ARGE­Lösung prakti-
zierten (Median: 0,3%, Mittelwert: 0,2%). Und auch in 
den Kreisen, die sich für das Optionsmodell entschie-
den, fiel die Bevölkerungsentwicklung mit einer Me-
dianwachstumsrate von 1,0% etwas besser aus als in 
den späteren ARGE­Kreisen. Diese Beobachtung gilt 
gleichermaßen für West­ und Ostdeutschland (hier 
mit Ausnahme der beiden Kreise mit getrennter Auf-
gabenwahrnehmung) sowie für kreisfreie Städte und 
Landkreise (vgl. Abbildung 3.1) und ist dabei weitest-
gehend unabhängig davon, ob der Median oder das 
arithmetische Mittel betrachtet wird. Festzustellen ist 
auch, dass die Bevölkerung in den Großstädten mit 
ARGEn schneller gewachsen ist als die Bevölkerung 
in allen ARGE-Stadtkreisen (Median: 0,9% vs. 0,2%).2
2) Ergänzend wurden als Indikator für die relative Attraktivi-
tät der 439 Kreise für die Wohnbevölkerung auch Wande-
rungssalden betrachtet. Hierbei zeigen sich für Deutsch-
land zwischen den Kreisen mit unterschiedlicher Form 
der Aufgabenwahrnehmung im Durchschnitt kaum Diffe-
renzen. Diese Aussage gilt auch für die Unterscheidung der 
verschiedenen Formen nach Stadt- und Landkreisen. Ein 
gewisser Unterschied ergibt sich nur im Ost-West-Ver-
gleich.
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Tabelle 3.3   
Bruttoinlandsprodukt 
2003  
Bruttoinlandsprodukt je Einwohner und Wachstum des BIP je 
Einwohner zwischen 2000 und 2003   
   
                        BIP je Ew. in EUR     Veränderungsrate 
            2000/2003
   
  Mittelwerta)      Zentralwertb)     Zentralwert
   
Deutschland   
Alle Kreise 25.786 21.316 4,7
ARGEc) 26.314 21.595 4,8
OPTd) 22.061 19.587 4,4
GTAe) 29.302 23.627 4,2
   
Westdeutschland   
Alle Kreise 27.635 22.852 4,2
ARGE 28.340 23.304 4,2
OPT 23.311 21.684 3,1
GTA 30.051 23.901 1,8
   
Ostdeutschland   
Alle Kreise 18.614 16.013 7,7
ARGE 18.985 15.866 7,4
OPT 16.599 16.225 7,8
GTA 15.473 15.543 9,7
   
Stadtkreise   
Alle Kreise 34.939 31.606 4,4
ARGE 34.824 31.104 4,5
OPT 34.935 34.516 3,6
GTA 45.395 45.906 0,0
   
Landkreise   
Alle Kreise 21.175 19.567 4,8
ARGE 20.664 19.529 4,8
OPT 21.093 18.760 4,5
GTA 27.838 20.703 4,3
   
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.  
ARGE 36.305 32.387 3,7
   
   
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Einwohnerzahl)
b) Median   
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften 
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern
 (Optierende Kommunen) 
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
 
Wirtschaftlicher Kontext
3.2 Wirtschaftlicher Kontext im  
Vergleich
Im Folgenden wird analysiert, ob und in welchem 
Maße die Kreise, die sich später für eine ARGE­Lö-
sung, das Optionsmodell oder eine getrennte Form 
der Aufgabenwahrnehmung entschieden, vor Einfüh-
rung des SGB II hinsichtlich ihrer wirtschaftlichen 
Stärke ähnliche Startvoraussetzungen hatten, oder 
ob hier systematische Unterschiede bestanden.
Um den wirtschaftlichen Kontext zu charakterisie-
ren, wird zunächst das in einem Kreis je Einwohner 
erwirtschaftete Bruttoinlandsprodukt als typischer 
regionaler Wohlstandsindikator betrachtet. Bekann-
termaßen spielen jedoch auf Kreisebene Pendler-
ströme zwischen den Kreisen eine wesentliche Rolle 
und beeinflussen in starkem Maße die Aussagefähig-
keit der verschiedenen Indikatoren. So umfasst das 
Bruttoinlandsprodukt als „Inlandskonzept“ die in den 
Grenzen eines Kreises erstellte Wertschöpfung, un-
abhängig davon ob diese von Personen erbracht wird, 
die auch in dem jeweiligen Kreis wohnen oder nicht. 
Insofern können Kreise, die einen positiven Pendler-
saldo verzeichnen, aus diesem Grund ein höheres BIP 
je Einwohner aufweisen, ohne dass dieses tatsächlich 
auch mit einer entsprechend höheren Einkommens-
versorgung der Bevölkerung des Kreises einherge-
hen muss. Um beurteilen zu können, ob es sich bei 
den Kreisen mit unterschiedlichen Formen der Auf-
gabenwahrnehmung systematisch eher um Ein- oder 
Auspendlerkreise handelt, wird daher ergänzend die 
Verteilung der regionalen Pendlersalden betrachtet. 
Die relative Einkommensversorgung der Bevölkerung 
eines Kreises und somit der „Inländer“ wird dann 
anhand des regionalen verfügbaren Einkommens je 
Einwohner abgebildet. Abschließend wird durch die 
Betrachtung des regionalen Bruttoinlandsprodukts 
je Erwerbstätigem am Arbeitsort der Tatsache Rech-
nung getragen, dass nicht alle Einwohner, sondern nur 
die in dem jeweiligen Kreis erwerbstätigen Personen 
zur Wertschöpfung beitragen. Die „Wohlstandsbe-
trachtung“ der je Einwohner berechneten Wert-
schöpfungsgrößen wird somit durch ein geeignetes 
Maß der Arbeitsproduktivität ergänzt.3
3) Alternativ zu der hier berechneten Erwerbstätigenpro-
duktivität könnte man auch die Stundenproduktivität er-
mitteln, welche die Wertschöpfung nicht auf den in Köpfen, 
sondern auf den in Stunden gemessenen Arbeitseinsatz 
bezieht. Gesamtwirtschaftliche Werte liegen jedoch auf 
Kreisebene nicht vor.
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Trotz methodischer Mängel gilt das je Einwohner er-
wirtschaftete Bruttoinlandsprodukt weiterhin als ein 
zentraler Indikator zur Charakterisierung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit von Volkswirtschaften 
und Regionen.4 
Im Jahr 2003 – Werte auf Kreisebene für 2004 lagen 
zum Zeitpunkt der Berichterstellung noch nicht vor 
– betrug das gewichtete nominale Pro-Kopf-Einkom-
men in Deutschland knapp 25.800 EUR. Der Median 
der 439 Kreiswerte lag dagegen bei gut 21.300 EUR 
und somit deutlich unter dem arithmetischen Mittel. 
Dies deutet darauf hin, dass es einzelne Kreise gab, 
deren Pro-Kopf-Einkommen das durchschnittliche 
Niveau ganz erheblich überstieg.
4) Gegen das BIP als Wohlfahrtsindikator lassen sich zwar 
durchaus gewichtige Gründe anführen, so zum Beispiel, 
dass es wesentliche Teile der Wertschöpfung (Haushalts-
tätigkeit, Schattenwirtschaft) nicht erfasst, die Vermögens-
seite unberücksichtigt lässt und die volkswirtschaftlichen 
Kosten der Umweltbelastung nicht berücksichtigt. Den-
noch ist und bleibt das BIP ein zentraler Indikator für die 
Beurteilung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit und für 
den erwirtschafteten Wohlstand.
Differenziert nach den Formen der Aufgabenwahr-
nehmung wiesen Kreise, die sich in 2005 für die 
getrennte Aufgabenwahrnehmung entschieden, bun-
desweit im Jahr 2003 ein beträchtlich größeres Pro­
Kopf-Wohlstandsniveau auf als Kreise mit den beiden 
anderen Trägermodellen (vgl. Abbildung 3.2). Gemes-
sen am jeweiligen Median betrug der Vorsprung ge-
genüber den ARGE-Kreisen im Jahr 2003 knapp 10%, 
gegenüber den späteren Optierenden Kommunen 
gut 20%.
In der Tendenz bestätigte sich die etwas größere wirt-
schaftliche Stärke der Kreise mit ARGEn gegenüber 
den Optierenden Kommunen für Westdeutschland. In 
Ostdeutschland lassen die Mittelwerte und der Blick 
auf die Verteilung keine eindeutigen Aussagen zu. 
Bei einer Differenzierung nach keisfreien Städten, 
Landkreisen und Großstädten zeigt sich, dass in 
2003 der Median des Pro-Kopf-Einkommens in den 
Großstädten mit knapp 32.400 EUR über jenem 
aller Stadtkreise (31.600 EUR) und deutlich über 
jenem der Landkreise (19.600 EUR) lag. Lässt man 
die Großstadt­ARGEn, die aufgrund ihrer positiven 
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Eine vergleichende Untersuchung im Auftrag des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
Pendlersalden über ein besonders hohes BIP je Ein-
wohner verfügten, außen vor, so fiel das nominale BIP 
pro Kopf jeweils in den Stadt- und Landkreisen hö-
her aus, die sich für eine alleinige kommunale Lösung 
entschieden.
Wachstum	 des	 nominalen	 BIP	 pro	 Kopf	 (je	
Einwohner)	von	2000	bis	2003
Im Gegensatz zum Niveau des BIP je Einwohner, bei 
dem in 2003 Kreise mit getrennter Aufgabenwahr-
nehmung bundesweit besonders gut abschnitten, 
wiesen diese zwischen 2000 und 2003 die geringsten 
Wachstumsraten der nominalen Pro-Kopf-Einkom-
men auf (Median: 4,2%, vgl. Tabelle 3.3). Das stärkste 
Wachstum des Pro-Kopf-Einkommens wiesen sowohl 
gemessen am Mittelwert (4,6%) als auch am Median 
(4,8%) jene Kreise auf, die sich später für ARGEn 
entschieden. Während sich dieses Bild auch für West-
deutschland bestätigte, verzeichneten in Ostdeutsch-
land von 2000 bis 2003 die späteren Optierenden 
Kommunen mit einem Median von 7,8% (Mittelwert: 
6,6%) ein etwas höheres Wachstum des nominalen 
BIP je Einwohner als die Kreise mit ARGEn.
Während unter den Stadtkreisen die Ergebnisse un-
einheitlich ausfielen, zeigt sich bei den Landkreisen, 
dass eher die späteren ARGE­Kreise von 2000 bis 
2003 etwas stärkere Pro­Kopf­Wohlstandsgewinne 
erzielten als die Optierenden Kommunen (Median: 
4,8% gegenüber 4,5%).
Exkurs:	Zur	relativen	Bedeutung	von	Pendler-
strömen	
Wie bereits angedeutet, umfasst das Bruttoinlands-
produkt als „Inlandskonzept“ die in den Grenzen 
eines Kreises erstellte Wertschöpfung, unabhängig 
davon ob diese von Personen erbracht wird, die auch 
in dem jeweiligen Kreis wohnen oder nicht. Inso-
fern weisen Kreise, die einen positiven Pendlersal-
do verzeichnen, aus diesem Grund ein höheres BIP 
je Einwohner auf, ohne dass dieses tatsächlich auch 
mit einer entsprechend höheren Einkommensver-
sorgung der Bevölkerung des Kreises einhergehen 
muss. Betrachtet man daher ergänzend die relativen 
Pendlersalden (Pendlersaldo je 1.000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort) auf Kreise-
bene, so zeigt sich, dass in Deutschland und sowohl 
in West- als auch in Ostdeutschland die Verteilungen 
der Pendlersalden hinsichtlich ihrer Lage recht ähn-
lich ausfielen (vgl. Tabelle 3.4 und Abbildung 3.4). 
Während das erste Quartil und der Median dabei 
in West und Ost sehr ähnlich waren, lassen sich im 
oberen Bereich der Verteilung jeweils Unterschiede 
beobachten. So verfügten immerhin 35% und damit 
mehr als jeder dritte Kreis in Westdeutschland, der 
später die ARGE einführte, über einen positiven 
Pendlersaldo, dagegen nur 24% der Optierenden 
Kommunen. In Ostdeutschland verfügten immerhin 
27% der späteren ARGE­Kreise über einen posi-
tiven Pendlersaldo, aber nur 17% der Optierenden 
Kommunen. Dies erklärt auch, warum gemessen am 
gewichteten Mittelwert die Unterschiede bei den 
Pendlersalden doch beträchtlicher ausfielen als beim 
Vergleich der Mediane.
Unter den Landkreisen zeigt sich sowohl gemessen 
am Mittelwert als auch an den Quartilen, dass es sich 
bei den Kreisen mit ARGE-Lösung in noch etwas 
stärkerem Maße um Auspendler­Kreise handelte als 
bei den Kreisen mit zugelassenen kommunalen Trä-
gern. Insgesamt waren die Unterschiede in der Ver-
teilung der Pendlersalden zwischen den Kreisen mit 
unterschiedlicher Form der Aufgabenwahrnehmung 
jedoch vergleichsweise gering.
1
Tabelle 3.4  
Pendler 2003  
Durchschnittlicher Pendlersaldo je 1.000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte am Arbeitsort 
  
                         Mittelwerta)  Zentralwertb)
  
Deutschland  
Alle Kreise 5 -143
ARGEc) 28 -139
OPTd) -120 -151
GTAe) -43 -118
  
Westdeutschland  
Alle Kreise 20 -116
ARGE 44 -105
OPT -104 -133
GTA -28 -87
  
Ostdeutschland  
Alle Kreise -58 -208
ARGE -35 -204
OPT -192 -208
GTA -369 -400
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 264 267
ARGE 261 266
OPT 271 227
GTA 431 463
  
Landkreise  
Alle Kreise -200 -220
ARGE -217 -230
OPT -166 -170
GTA -123 -197
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.   
ARGE 253 288
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Zahl der  
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten am Arbeitsort)
b) Median  
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
Verfügbares Einkommen 2003 Abb. 3.5
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Verfügbares	Einkommen	je	Einwohner
Die Analyse des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner 
wird ergänzt durch die Untersuchung des verfügbaren 
Einkommens je Einwohner. Bei dem verfügbaren Ein-
kommen der privaten Haushalte handelt es sich um 
das Einkommen, das den privaten Haushalten nach 
Berücksichtigung von Steuern und Transfers letzt-
endlich zufließt und für Konsum­ oder Sparzwecke 
verwendet werden kann. Im Gegensatz zum Brutto-
inlandsprodukt stellt diese Einkommensgröße somit 
auf die in dem Kreis lebenden Haushalte und somit 
auf das Einkommen der Wohnbevölkerung ab. 
Zunächst kann man festhalten, dass die Rangfolge der 
Mediane für die Kreise mit unterschiedlicher Form 
der Aufgabenwahrnehmung bei Betrachtung des ver-
fügbaren Einkommens je Einwohner der Rangfolge bei 
der Analyse des Bruttoinlandsprodukts je Einwohner 
entspricht. Auch hinsichtlich dieses Indikators ver-
zeichneten Kreise mit getrennter Aufgabenwahrneh-
mung im Jahr 2004 mit einem Median von gut 18.110 
EUR je Einwohner das höchste Pro-Kopf-Einkommen. 
ARGE-Kreise (Median: 16.000 EUR je Einwohner) 
und zugelassene kommunale Träger (15.830 EUR je 
Einwohner) lagen dagegen auf etwa gleichem Niveau 
und nur wenig unter dem Bundesdurchschnitt von 
etwa 16.010 EUR je Einwohner. 
Auch in West­ und Ostdeutschland lässt sich bei der 
Betrachtung des verfügbaren Pro-Kopf-Einkommens 
kein systematischer Unterschied zwischen Kreisen, 
die sich später für die ARGE­Lösung entschieden, 
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Tabelle 3.5  
Verfügbares Einkommen 
2003
Durchschnittliches verfügbares Einkommen je Einwohner in 
EUR 
  Mittelwerta)   Zentralwertb)
  
Deutschland  
Alle Kreise 16.840 16.012
ARGEc) 16.790 15.998
OPTd) 16.716 15.825
GTAe) 18.229 18.109
  
Westdeutschland  
Alle Kreise 17.467 16.760
ARGE 17.433 16.629
OPT 17.322 17.113
GTA 18.440 18.210
  
Ostdeutschland  
Alle Kreise 14.408 14.262
ARGE 14.464 14.306
OPT 14.070 14.047
GTA 14.317 14.317
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 16.968 16.442
ARGE 16.946 16.381
OPT 17.105 17.277
GTA 18.604 18.848
  
Landkreise  
Alle Kreise 16.775 15.936
ARGE 16.687 15.935
OPT 16.687 15.729
GTA 18.194 17.972
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.  
ARGE 17.276 17.462
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Zahl der Ein-
wohner)
b) Median
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
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und Optierenden Kommunen feststellen (vgl. auch 
Abbildung 3.5). Während dies bei der Analyse des BIP 
je Einwohner für Ostdeutschland ebenfalls galt, deu-
tete diese Einkommensgröße für Westdeutschland 
auf eine etwas bessere Einkommenssituation in den 
ARGE-Kreisen hin. Diese dürfte jedoch zu einem er-
heblichen Teil durch Pendlerströme zu erklären sein, 
die – wie erläutert – das BIP je Einwohner verzerren 
können.
Unterscheidet man nach kreisfreien Städten, Land-
kreisen und Großstädten, so zeigt sich wie schon 
beim Vergleich der Mediane des Bruttoinlandspro-
dukts je Einwohner, dass in den Stadtkreisen, die sich 
für die kommunale Lösung entschieden, das verfüg-
bare Einkommen je Einwohner etwas höher war als in 
den späteren ARGE­Kreisen (17.270 EUR vs. 16.380 
EUR). In den Landkreisen waren dagegen kaum Un-
terschiede beim verfügbaren Einkommen je Einwoh-
ner zwischen den beiden Formen der Aufgabenwahr-
nehmung (15.730 EUR vs. 15.940 EUR) auszumachen. 
In den Großstädten, in denen ARGEn eingerichtet 
worden sind, lag der Median mit rund 17.460 EUR je 
Einwohner am höchsten (vgl. Abbildung 3.6).
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Erwerbstätigenproduktivität
Einkommensgrößen, die auf die Einwohner eines 
Kreises bezogen werden, informieren über die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit Einkommen und kön-
nen somit als „Wohlstandsindikatoren“ interpretiert 
werden. Produktivitätsmaße stellen stärker auf die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines Kreises ab, 
indem die Wertschöpfung als „Outputgröße“ auf den 
zu ihrer Erstellung eingesetzten Input bezogen wird. 
Betrachtet man Arbeitsproduktivitäten, so wird das 
Bruttoinlandsprodukt auf den Einsatz des Faktors 
Arbeit bezogen, der zu Erstellung des BIP erforder-
lich war. Dabei wird im Weiteren die Erwerbstätigen-
produktivität ermittelt, indem für das Jahr 2003 das 
nominale Bruttoinlandsprodukt auf die Zahl der am 
Arbeitsort erwerbstätigen Personen bezogen wird.5  
Wie bereits das auf die Einwohner bezogene BIP 
bzw. die Kaufkraft je Einwohner, bestätigt auch die 
Produktivitätsbetrachtung, dass die Erwerbstätigen-
produktivität (gemessen am Median und am arith-
metischem Mittel) im Durchschnitt in den Kreisen, 
die sich für eine getrennte Aufgabenwahrnehmung 
entschieden, am höchsten war (Median: rund 53.700 
Euro, vgl.  Tabelle 3.6 und Abbildung 3.7). Kreise, die 
die ARGE­Lösung wählten, wiesen je nach betrach-
tetem Mittelwert eine um 3% bis gut 5% höhere 
Erwerbstätigenproduktivität auf als zugelassene kom-
munale Träger. Entsprechendes galt auch für West-
deutschland, nicht jedoch für Ostdeutschland, wo 
gemessen an den beiden Mittelwerten die Rangfolge 
zwischen den ARGE-Kreisen und den Optierenden 
Kommunen nicht eindeutig war.
Betrachtet man Stadtkreise und Landkreise geson-
dert, so war hinsichtlich der späteren Formen der 
Aufgabenwahrnehmung in den Landkreisen eine 
leicht höhere Produktivität in den Kreisen, die später 
ARGEn bildeten, festzustellen, während es sich in den 
kreisfreien Städten genau umgekehrt verhielt: Hier 
lag der Median der Optionskommunen höher.
5) Ergänzend wurde auch die sektorale Wertschöpfungsstruk-
tur der unterschiedlichen Kreistypen betrachtet. Hierbei 
zeigte sich, dass die Unterschiede in den Wertschöpfungs-
anteilen des industriellen Sektors und des Dienstleistungs-
sektors gemessen an Median und Mittelwert nur gering 
ausfielen. In der Tendenz wiesen Kreise mit ARGEn im 
Jahr 2003 sowohl in Deutschland insgesamt als auch in 
West- und Ostdeutschland einen leicht höheren Anteil des 
Dienstleistungssektors an der Bruttowertschöpfung auf als 
Kreise, die sich später für die Optionslösung entschieden.
Tabelle 3.6  
Erwerbstätigen­ 
produktivität 2004
Bruttoinlandsprodukt je Erwerbstätigen am Arbeitsort in 
EUR
  Mittelwerta) Zentralwertb)
  
Deutschland  
Alle Kreise 55.546 51.374
ARGEc) 55.628 51.531
OPTd) 52.722 49.990
GTAe) 63.244 53.733
  
Westdeutschland  
Alle Kreise 58.284 53.302
ARGE 58.555 53.321
OPT 54.711 52.015
GTA 64.011 54.982
  
Ostdeutschland  
Alle Kreise 43.719 41.296
ARGE 43.804 40.937
OPT 43.103 42.759
GTA 44.236 44.935
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 58.902 53.105
ARGE 58.906 52.857
OPT 59.929 59.371
GTA 56.346 55.253
  
Landkreise  
Alle Kreise 53.035 50.809
ARGE 52.367 51.126
OPT 51.944 49.948
GTA 64.414 52.102
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.   
ARGE 62.175 57.844
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Zahl der Er-
werbstätigen)  
b) Median  
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)  
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
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3.3 Finanzsituation der Kreise
In Abschnitt 3.2 wurde die wirtschaftliche Stärke der 
Kreise anhand zentraler Einkommens- und Produk-
tivitätsgrößen aus der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung abgebildet. Der folgende Abschnitt stellt 
nun ergänzend auf die finanzielle Lage ab, in der sich 
die Kreise vor Einführung des SGB II befanden. Die 
Finanzlage der Kommunen war, wie in der Einleitung 
in Kapitel 1 ausgeführt, eines der von einzelnen Bun-
desländern vorgegebenen Kriterien bei der Auswahl 
der zugelassenen kommunalen Träger.
Aus Sicht einer Kommune war die Entscheidung für 
die Option einerseits mit beträchtlichen finanziel-
len Unsicherheiten behaftet. Auf der anderen Seite 
könnten die Kommunen in der Optionslösung auch 
die Chance gesehen haben, durch eine effektive und 
effiziente Integration des SGB­II­Klientels in den 
ersten Arbeitsmarkt Geld zu sparen. Insofern stellt 
sich die Frage, ob sich eher Kommunen mit besserer 
oder eher solche mit schlechterer Finanzausstattung 
für die kommunale Trägerschaft entschieden haben, 
beziehungsweise, ob es einen sichtbaren Unterschied 
in der Finanzkraft der Kreise mit unterschiedlicher 
Form der Aufgabenwahrnehmung gibt. 
Die finanzielle Lage eines Kreises kann anhand 
verschiedener Indikatoren abgebildet werden. Da-
bei bietet sich zunächst die Höhe der kommu-
nalen Steuereinnahmen an. Diese umfassen die 
Summe der kommunalen Steuern abzüglich der 
Gewerbesteuerumlage.  Allerdings erhalten Kreise 
und Gemeinden zusätzlich zu den kommunalen 
Steuereinnahmen im Rahmen des vertikalen Finanz-
ausgleichs Schlüsselzuweisungen aus der Finanzaus-
gleichsmasse des Landes. Dabei werden allgemeine 
Zuweisungen an die Kommunen nach pauschalen 
Schlüsseln verteilt, z. B. Zuweisungen nach mangeln-
der Steuerkraft, kommunale Investitionspauschale, 
Sachkostenbeiträge oder Familienleistungsausgleich. 
Die Summe aus den Steuereinnahmen und den 
Schlüsselzuweisungen pro Einwohner dient als In-
dikator für die finanzielle Situation der Kommunen, 
wobei aktuelle Angaben hier nur für das Jahr 2003 
vorliegen. 
Bei diesem Indikator ist die finanzielle Lage auch zwi-
schen kreisfreien Städten und Landkreisen einiger-
maßen vergleichbar.  Allerdings wird bei Landkreisen 
nicht danach differenziert, welcher Anteil der Ein-
nahmen tatsächlich den Kreisen zur Verfügung steht 
und welcher bei den Gemeinden verbleibt. Dennoch 
dürfte damit zumindest ein recht guter Vergleich der 
Finanzsituation der Kommunen möglich sein. 
30.000 40.000 50.000 60.000 70.000 80.000
BIP je Erwerbstätigen in EUR
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Zum einen sind Stadt- und Landkreise insofern ver-
gleichbar, als in kreisfreien Städten Aufgaben durch 
den Kreis übernommen werden, die in Landkreisen 
durch die kreisangehörigen Gemeinden wahrgenom-
men werden. Zum anderen ist die finanzielle Lage der 
Landkreise selbst wesentlich durch die finanzielle Lage 
ihrer Gemeinden bestimmt, weil sich die Landkreise 
überwiegend über die Kreisumlage finanzieren. 
Um die finanziellen Handlungsmöglichkeiten der 
Kreise selbst möglichst direkt abzubilden, werden 
als zusätzlicher Indikator die Einnahmen des Verwal-
tungshaushalts (laufende Einnahmen) der Kreise be-
zogen auf die Gesamtzahl der Bevölkerung (ebenfalls 
für das Jahr 2003) herangezogen. Hier stellt sich nun 
allerdings das Problem, dass Stadt- und Landkreise 
nicht mehr miteinander verglichen werden können, 
da kreisfreie Städte bei diesem Indikator grundsätz-
lich deutlich höhere Werte aufweisen, weil sie sowohl 
Gemeinde- als auch Kreisaufgaben übernehmen und 
ihnen auch sowohl die Gemeinde- als auch die Krei-
seinnahmen zustehen. Daher werden diese Analysen 
nur jeweils getrennt für Stadt- und Landkreise durch-
geführt. Zudem liegen bei diesem Indikator keine An-
gaben für die Stadtstaaten vor. 
Summe	aus	kommunalen	Schlüsselzuweisun-
gen	und	Steuereinnahmen	je	Einwohner
Betrachtet man zunächst die Summe aus kommunalen 
Steuereinnahmen und Schlüsselzuweisungen (pro 
Einwohner) so erkennt man, dass auch dieser Indika-
tor in den Kreisen mit getrennter Aufgabenwahrneh-
mung mit einem Median von 735 EUR je Einwohner 
wesentlich höher ausfiel als in Kreisen mit den beiden 
regulären Formen der Aufgabenwahrnehmung (Bun-
desdurchschnitt: 689 EUR je Einwohner, vgl. Tabelle 
3.7). Insofern bestätigt die Analyse der finanziellen 
Situation der Kreise das auch auf der Grundlage der 
Indikatoren aus der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung getroffene Ergebnis, dass die Kreise mit ge-
trennter Aufgabenwahrnehmung in wirtschaftlicher 
Hinsicht besonders gut aufgestellt sind.
Vergleicht man die ARGE-Kreise und die zugelas-
senen kommunalen Träger, so zeigt sich, dass die 
durchschnittliche Summe aus Steuereinnahmen und 
Schlüsselzuweisungen je Einwohner einer Optie-
renden Kommune gemessen am Median mit 702 EUR 
nur geringfügig höher lag als bei dem durchschnitt-
lichen ARGE-Kreis mit 686 EUR je Einwohner. Ver-
gleicht man allerdings die gewichteten Mittelwerte, 
liegt der Indikator bei Kreisen mit ARGEn geringfü-
Tabelle 3.7  
Kommunale Finanzkraft 
2003  
Summe der kommunalen Schlüsselzuweisungen und den 
Steuereinnahmen in Euro je Einwohner 
                       Mittelwerta)  Zentralwertb)
  
Deutschland  
Alle Kreise 723 689
ARGEc) 723 686
OPTd) 716 702
GTAe) 757 735
  
Westdeutschland  
Alle Kreise 728 680
ARGE 730 675
OPT 711 685
GTA 747 734
  
Ostdeutschland  
Alle Kreise 705 707
ARGE 696 702
OPT 738 722
GTA 933 928
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 773 733
ARGE 772 731
OPT 818 805
GTA 769 752
  
Landkreise  
Alle Kreise 698 680
ARGE 690 675
OPT 708 699
GTA 756 735
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.  
ARGE 778 840
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Einwohnerzahl)
b) Median  
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung
gig höher, so dass letztlich keine eindeutigen Unter-
schiede hinsichtlich der Höhe der Steuereinnahmen 
plus Schlüsselzuweisungen je Einwohner zwischen 
ARGE-Kreisen und Optierenden Kommunen beob-
achtet werden können.
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Bei einer separaten Betrachtung von Ost- und West-
deutschland lassen sich für Westdeutschland mit 
Blick auf die durchschnittliche Finanzkraft je Einwoh-
ner keine Unterschiede zwischen Kreisen mit ARGE 
und zugelassenen kommunalen Trägern feststellen. In 
Ostdeutschland weisen dagegen die Kreise, in denen 
die Option gewählt wurde, im Mittel eine etwas bes-
sere Finanzausstattung je Einwohner auf (vgl. auch 
Tabelle 3.8). 
Sowohl in den kreisfreien Städten als auch in den 
Landkreisen war die Summe aus kommunalen Steu-
ereinnahmen und Schlüsselzuweisungen je Einwoh-
ner in den Optierenden Kommunen höher als in den 
ARGE­Kreisen, unabhängig davon, ob der Median 
oder das arithmetische Mittel betrachtet wird. Optie-
rende Kommunen eines Stadtkreises hatten in 2003 
gemessen am Median um etwa 10% höhere Steuer-
einnahmen und Schlüsselzuweisungen pro Kopf zur 
Verfügung als Stadtkreis-ARGEn. In den Landkreisen 
war dieser Unterschied nicht ganz so gravierend, den-
noch verfügten auch hier die Optierenden Kommu-
nen über eine höhere Summe aus Steuereinnahmen 
und Schlüsselzuweisungen als die Kreise mit ARGEn. 
Die Großstadt­ARGEn lagen hinsichtlich der Summe 
aus Steuereinnahmen und Schlüsselzuweisungen je 
Einwohner mit einem Median von 840 EUR je Ein-
wohner sehr deutlich über dem Bundesdurchschnitt.
Betrachtet man die kreisfreien Städte und Landkreise 
in Ost- und Westdeutschland getrennt, so ergibt sich 
im Prinzip jeweils das gleiche Bild. Allerdings sind für 
die ostdeutschen Stadtkreise aufgrund der geringen 
Anzahl von nur einer Optionskommune keine Un-
terschiede zwischen Stadtkreisen mit ARGEn und 
Optionskommunen erkennbar.
Einnahmen	des	Verwaltungshaushalts	(laufen-
de	Einnahmen)	je	Einwohner
Wie einleitend bereits erwähnt, können die Einnah-
men des Verwaltungshaushalts lediglich für kreisfreie 
Städte und Landkreise getrennt verglichen werden. 
Stadtstaaten bleiben aufgrund der fehlenden Daten 
außen vor. 
Betrachtet man die Einnahmen des Verwaltungs-
haushalts im Jahr 2003 aufgegliedert nach kreisfreien 
Städten, Landkreisen und Großstädten, so ergibt sich 
ein gegenüber dem oben gezeichneten Bild bei der 
Untersuchung der Steuereinnahmen plus Schlüsselzu-
weisungen je Einwohner etwas verändertes Bild (vgl. 
Tabelle 3.8): In den kreisfreien Städten verzeichneten 
die Kreise mit ARGEn höhere laufende Einnahmen, 
wohingegen in den Landkreisen die Optierenden 
Kommunen im Durchschnitt geringfügig höhere Ein-
nahmen aufwiesen. Differenziert man zusätzlich nach 
Ost und West, so ist in den westdeutschen Stadtkrei-
sen und den ostdeutschen Landkreisen keine ein-
deutige Tendenz dahingehend erkennbar, ob Kreise 
mit Option oder Kreise mit ARGE über höhere Ein-
nahmen des Verwaltungshaushalts verfügten. In den 
westdeutschen Landkreisen wiesen die Optionskom-
munen höhere Einnahmen auf.
Zusammenfassend kann man festhalten, dass sich 
hinsichtlich der finanziellen Ausgangslage von ARGE­
Kreisen und Optionskommunen vor Einführung des 
SGB II bundesweit keine eindeutigen Differenzen 
feststellen lassen. Die finanzielle Lage gemessen an 
der Summe aus Steuereinnahmen und Schlüsselzu-
Wirtschaftlicher Kontext
Tabelle 3.8  
Einnahmen der 
Verwaltungshaushalte 
2003  
Laufende Einnahmen der Verwaltungshaushalte je Einwohner 
in EUR
  Mittelwerta) Zentralwertb)
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 1.905 1.728
ARGE c) 1.910 1.728
OPT d) 1.855 1.684
GTA e) 1.747 1.689
  
Landkreise  
Alle Kreise 622 616
ARGE 617 608
OPT 652 665
GTA 566 518
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew. 
ARGE 2.014 1.905
  
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Einwohnerzahl)
b) Median  
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung
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weisungen pro Kopf scheint zuvor in den Kreisen mit 
zugelassenen kommunalen Trägern im Durchschnitt 
etwas günstiger gewesen sein. Dieses Ergebnis wird 
jedoch bei Betrachtung der Einnahmen des Verwal-
tungshaushalts pro Kopf etwas relativiert. Beide Indi-
katoren deuten jedoch darauf hin, dass in den Land-
kreisen die finanzielle Situation der Optierenden 
Kommunen vor SGB II-Einführung etwas besser aus-
fiel als als in den ARGE­Landkreisen.
3.4 Zusammenfassung Kapitel 3
Der Vergleich des sozio-demographischen Kontextes 
vor Einführung des SGB II zwischen den Kreisen, die 
sich später für unterschiedliche Formen der Aufga-
benwahrnehmung entschieden haben, verdeutlicht, 
dass hinsichtlich der Altersstruktur (Personen im 
erwerbsfähigen Alter, Jugendliche und junge Erwach-
sene) und des Anteils der Frauen kaum systematische 
Unterschiede zwischen den Kreistypen bestanden. 
Nur der Ausländeranteil lag in den Kreisen, die später 
ARGEn bildeten, und dabei vor allem in Großstädten 
mit ARGEn, jeweils höher als in jenen Kreisen, die 
eine kommunale Lösung praktizieren. Hinsichtlich 
der Bevölkerungsentwicklung fällt auf, dass Kreise, 
die sich für die ARGE-Lösung entschieden, von 2000 
bis 2004 ein etwas schwächeres Bevölkerungswachs-
tum aufwiesen als die restlichen Kreise.
Mit Blick auf den wirtschaftlichen Kontext, der zu-
nächst anhand verschiedener relativierter Einkom-
mens­ und Produktivitätsmaße abgebildet wurde, 
zeigt sich, dass die Heterogenität der Kreise hinsicht-
lich ihrer Wirtschaftskraft auch innerhalb der unter-
schiedlichen Kreistypen erheblich war. Im Durch-
schnitt lässt sich jedoch die Tendenz beobachten, 
dass auf Bundesebene und in Westdeutschland das 
BIP je Einwohner, dessen Wachstum in den letzten 
Jahren sowie die Erwerbstätigenproduktivität in den 
späteren ARGE­Kreisen jeweils etwas höher ausfie-
len als in den späteren Optierenden Kommunen. Die 
durchschnittlich höchste Wertschöpfung je Einwoh-
ner und Erwerbstätigenproduktivität verzeichneten 
jedoch jeweils die Kreise mit getrennter Aufgaben-
wahrnehmung, allerdings gleichzeitig auch ein unter-
durchschnittliches Wachstum des BIP je Einwohner. 
In Ostdeutschland ist das Bild insgesamt im Vergleich 
der ARGE-Kreise mit den zugelassenen kommunalen 
Trägern weniger einheitlich.
Betrachtet man anstelle der nach dem „Inlandskon-
zept“ berechneten Einkommensgrößen die Kauf-
kraft je Einwohner, die besser über die Versorgung 
der Wohnbevölkerung eines Kreises informiert, so 
fielen die Unterschiede zwischen den Kreisen mit 
den unterschiedlichen Formen der Aufgabenwahr-
nehmung deutlich geringer aus, obwohl die Reihen-
folge der Kreistypen sich im Durchschnitt auch bei 
der Kaufkraft grundsätzlich bestätigte. Zu dieser 
„Nivellierung“ bei der Betrachtung der Kaufkraft je 
Einwohner im Vergleich zum Bruttoinlandsprodukt 
je Einwohner dürfte auch beitragen, dass der Anteil 
der ARGE-Kreise mit einem positiven Pendlersaldo 
größer ist als bei den zugelassenen kommunalen Trä-
gern.
Hinsichtlich der finanziellen Ausgangslage von ARGE­
Kreisen und Optionskommunen vor Einführung des 
SGB II lassen sich bundesweit keine eindeutigen 
Aussagen treffen. Auf Ebene der Landkreise und hier 
insbesondere in Westdeutschland deuten jedoch bei-
de verwendeten Indikatoren (Summe aus Steuerein-
nahmen und Schlüsselzuweisungen pro Kopf sowie 
Einnahmen des Verwaltungshaushalts pro Kopf) dar-
auf hin, dass hier die finanzielle Situation der zuge­
lassenen kommunalen Träger vor SGB II­Einführung 
etwas besser war als in den ARGE-Landkreisen.
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4.  Ausgangsbedingungen 
am Arbeitsmarkt
In Kapitel 3 wurde der sozio-demographische und 
wirtschaftliche Hintergrund, vor dem die verschie-
denen Formen der Aufgabenwahrnehmung bei der 
Umsetzung des SGB II eingeführt wurden, anhand 
ausgewählter Indikatoren beleuchtet. Kapitel 4 dieses 
Schwerpunktberichts wendet sich nun der verglei-
chenden Analyse der Ausgangslagen auf den jewei-
ligen Arbeitsmärkten zu. Besonders interessant ist 
dabei die Frage, ob und in welchem Maße sich die 
Ausgangsbedingungen auf den Arbeitsmärkten zwi-
schen den Kreisen mit den verschiedenen Formen 
der Aufgabenwahrnehmung im Durchschnitt vonein-
ander unterscheiden 
Bei der Analyse zentraler Arbeitsmarktindikatoren 
wird zunächst in Abschnitt 4.1 auf Niveau und Ent-
wicklung der sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung am Wohnort abgestellt. Diese stellt auf der 
Seite des Arbeitskräfteangebots das Pendant zur Ent-
wicklung der Arbeitslosigkeit dar, die ebenfalls nach 
dem Wohnortprinzip gemessen und in Abschnitt 4.2 
untersucht wird. Eine Analyse dieser zentralen Ergeb-
nisgrößen des Arbeitsmarktgeschehens greift jedoch 
zu kurz, wenn man sich für die im Hintergrund ste-
hende Dynamik und somit die „Durchlässigkeit“ des 
Arbeitsmarktes interessiert. Daher wird in Abschnitt 
4.3 ergänzend analysiert, welches Ausmaß Zugänge 
aus Erwerbstätigkeit in Arbeitslosigkeit bzw. Abgänge 
aus Arbeitslosigkeit in Erwerbstätigkeit relativ zum 
Bestand an Arbeitslosen in den Kreisen aufwiesen.
In Abschnitt 4.4 wird der Blick stärker auf das eigent-
liche spätere SGB II­Klientel der regionalen SGB­II­
Einheiten fokussiert, zumal die quantitative Bedeu-
tung und Zusammensetzung dieser Personengruppe 
einen Einfluss auf die Wahl der Form der Aufgaben-
wahrnehmung gehabt haben könnte. Zumindest nä-
herungsweise – Datenprobleme lassen hier bislang 
eine exakte Abbildung noch nicht zu – wird daher 
der Frage nachgegangen, ob zwischen Kreisen mit 
ARGEn, Kreisen mit zugelassenen kommunalen Trä-
gern und Kreisen, in denen eine getrennte Aufgaben-
wahrnehmung praktiziert wird, Unterschiede in den 
Sozialhilfequoten bzw. im Anteil von Arbeitslosenhil-
febeziehern/innen bestanden. Auch mögliche Diffe-
renzen im Ausmaß der Langzeitarbeitslosigkeit wer-
den an dieser Stelle beleuchtet. In Abschnitt 4.5 wird 
abschließend thematisiert, inwiefern unterschiedliche 
Vorerfahrungen der Kreise bei der Integration von 
erwerbsfähigen Sozialhilfeempfängern/innen in den 
ersten Arbeitsmarkt möglicherweise damit einher-
gingen, dass häufiger das Optionsmodell gewählt 
wurde.
4.1  Niveau und Entwicklung der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäfti-
gung am Wohnort
Als erstes wird untersucht, welcher Anteil der Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter in den Kreisen mit un-
terschiedlichen Formen der Aufgabenwahrnehmung 
jeweils einer sozialversicherungspflichtigen Beschäf-
tigung nachging. Dabei wird bewusst auf die sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung am Wohnort 
abgestellt, da diese darüber informiert, in welchem 
Maße die Einwohner eines Kreises über eine sozial-
versicherungspflichtige Beschäftigung verfügen, unab-
hängig davon, ob diese Beschäftigung innerhalb des 
Kreises ausgeübt wird oder nicht. Gleichzeitig wird 
auch das regionale Ausmaß der Arbeitslosigkeit und 
somit das Ausmaß des nicht am Markt erfolgreichen 
Arbeitskräfteangebots nach dem Wohnortprinzip ge-
messen (vgl. Abschnitt 4.2).
Bezieht man die Zahl der zum 30. Juni 2004 sozial-
versicherungspflichtig Beschäftigten auf die jeweils 
jahresdurchschnittliche Zahl der Personen im er-
werbsfähigen Alter (zwischen 15 und 65 Jahren), so 
zeigt sich, dass der Median dieser Beschäftigungsquo-
te über alle 439 Kreise hinweg bei 48,5% lag (gewich-
tetes arithmetisches Mittel: 47,8%, vgl. Tabelle 4.1). 
Während die entsprechende Beschäftigungsquote in 
Kreisen mit ARGEn mit 48,5% nur leicht über dem 
Median der Optierenden Kommunen (47,9%) lag, 
war in den Kreisen mit getrennter Aufgabenwahr-
nehmung mit einem Median von 50,2% etwas mehr 
als jede zweite Person im erwerbsfähigen Alter sozi-
alversicherungspflichtig beschäftigt.
Sowohl die Tatsache, dass Kreise mit getrennter 
Aufgabenwahrnehmung jeweils eine etwas höhere 
Beschäftigungsquote aufwiesen, als auch der Befund, 
dass es zwischen ARGE-Kreisen und Kreisen mit zu-
gelassenen kommunalen Trägern in dieser Hinsicht 
kaum Unterschiede gab, bestätigt sich auch jeweils 
für West- und Ostdeutschland sowie für Stadt- und 
Landkreise. Großstadt­ARGE­Kreise mit über 250 
Tsd. Einwohnern verfügten mit einem Zentralwert 
Ausgangsbedingungen am 
Arbeitsmarkt

von 45,8% über einen unterdurchschnittlichen Anteil 
sozialversicherungspflichtig Beschäftigter an den Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter. 
Der Median der zeitlichen Entwicklung der Wachs-
tumsraten der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten am Wohnort von 1997 bis 2004 (jeweils zum 
30. Juni 2004) lag bundesweit bei -1,3% (vgl. Tabelle 
4.2). Die späteren ARGE­Kreise wiesen dabei gemes-
sen am Median der Wachstumsraten mit -1,5% eine 
etwas ungünstigere Beschäftigungsentwicklung auf 
als die Kreise, die sich später für die Optionslösung 
entschieden (-1,0%). Auch hinsichtlich der zeitlichen 
Entwicklung der sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung schnitten Kreise mit getrennter Aufga-
benwahrnehmung am besten ab; hier konnte gemes-
sen am Median der Kreise sogar ein leichtes Plus von 
0,8% verzeichnet werden.
Abbildung 4.1 zeigt die durchaus drastischen Un-
terschiede in der zeitlichen Entwicklung der so- 
zialversicherungspflichtigen Beschäftigung zwischen 
den Kreisen in Ost- und Westdeutschland auf. Zwi-
-40 % -20% 0 +20 %
ARGE
OPT
OPT
Ost
West
GTA
ARGE
Sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung 1997-2004 Abb. 4.1
Verteilung der Veränderungsraten der sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigung am 
Wohnort zwischen dem 30.06.1997 und dem
30.06.2004
Tabelle 4.1   
Sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigte 2004 
  
Durchschnittlicher Anteil der sozialversicherungspflichtig Be-
schäftigten am Wohnort an den Personen im erwerbsfähigen 
Alter zum 30.6.2004, sowie die Veränderungsrate der Zahl 
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten gegenüber dem 
30.6.1997
   
  Mittel Zentral  Veränderung
  werta) wertb) 1997/2004 
    in %
   
Deutschland   
Alle Kreise 47,8 48,5 -1,3
ARGEc) 47,7 48,5 -1,5
OPTd) 48,1 47,9 -1,0
GTAe) 50,3 50,2 0,8
   
Westdeutschland   
Alle Kreise 48,3 48,7 0,3
ARGE 48,2 48,8 0,2
OPT 48,2 48,1 0,7
GTA 50,2 50,1 0,8
   
Ostdeutschland   
Alle Kreise 46,2 47,6 -12,2
ARGE 45,9 47,6 -12,5
OPT 47,6 47,1 -11,5
GTA 53,3 53,4 1,4
   
Stadtkreise   
Alle Kreise 45,5 46,5 -3,8
ARGE 45,5 46,5 -3,9
OPT 46,8 46,4 -3,3
GTA 46,4 47,3 -3,6
   
Landkreise   
Alle Kreise 49,0 49,2 -0,3
ARGE 49,1 49,3 -0,4
OPT 48,2 48,1 -0,9
GTA 50,7 52,1 1,0
   
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.  
ARGE 45,3 45,8 -2,7
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Zahl der Per-
sonen im erwerbsfähigen Alter) 
b) Median
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften 
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung
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schen ARGE-Kreisen und Optierenden Kommunen 
konnten dagegen weder in Ost- noch in Westdeutsch-
land deutliche Unterschiede in der Beschäftigungs-
entwicklung vor Einführung des SGB II beobachtet 
werden. Der Median der Wachstumsraten fiel jedoch 
in den Optierenden Kommunen sowohl in West-
deutschland (0,7% gegenüber 0,2%) als auch in Ost-
deutschland (-11,5% gegenüber -12,5%) etwas posi-
tiver aus als in den Kreisen mit ARGEn. 
Auch bei Differenzierung nach kreisfeien Städten und 
Landkreisen sind die Verteilungen der Wachstums-
raten der Beschäftigung zwischen den Kreisen mit 
ARGEn und Optierenden Kommunen jeweils recht 
ähnlich, wobei in den Landkreisen die ARGE­Kreise 
und in den Stadtkreisen die Optierenden Kommu-
nen die jeweils leicht bessere Medianwachstumsrate 
verzeichneten.
4.2 Niveau und Struktur der  
Arbeitslosigkeit
Während die Beschäftigungsquote der sozialversi-
cherungspflichtig Beschäftigten in Abschnitt 4.1 über 
das Ausmaß der Personen im erwerbsfähigen Alter 
informiert, die am Arbeitsmarkt in regulären Arbeits-
verhältnissen beschäftigt waren, untersucht Abschnitt 
4.2 das Ausmaß der regionalen Arbeitslosigkeit. 
Für die Arbeitslosenzahlen und die entsprechenden 
Arbeitslosenquoten werden für diesen Bericht die 
Definitionen der Bundesagentur für Arbeit heran-
gezogen. Dabei stellt sich jedoch das Problem, dass 
diese Definition der Arbeitslosigkeit das tatsächliche 
Ausmaß der Unterbeschäftigung in einem Kreis nur 
unzureichend beschreibt. Insbesondere werden sol-
che Personen nicht berücksichtigt, die sich zum je-
weiligen Betrachtungszeitpunkt in Maßnahmen der 
aktiven Arbeitsmarktpolitik, vor allem in Beschäf-
tigungsverhältnissen am zweiten Arbeitsmarkt, be-
finden. Darüber hinaus werden Personen (darunter 
auch Sozialhilfeempfänger) nicht berücksichtigt, die 
Arbeit suchen, obwohl sie nicht arbeitslos gemeldet 
sind. Während sich das zweite Problem grundsätzlich 
nicht ohne Weiteres lösen lässt, weil keine verläss-
lichen Daten über die jeweilige „Stille Reserve“ auf 
Kreisebene vorhanden sind,1 könnte man die Arbeits-
losenzahlen mit Hilfe der Angaben zu den Teilnehmer/
innen an arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen um 
diesen Personenkreis ergänzen und damit eine alter-
1) Zu dieser Problematik des Bruttoarbeitskräftepotenzials 
von Sozialhilfeempfängern vgl. auch S. 30.
native Arbeitslosenquote ausweisen. Das IAW wird 
daher im Rahmen seiner ab Juli 2006 beginnenden 
regelmäßigen Berichterstattung bewusst anstreben, 
auch eine weiter gefasste Definition einer Unterbe-
schäftigungsquote zu verwenden. Zum Zeitpunkt der 
Erstellung dieses Berichts lagen dem IAW allerdings 
auf Kreisebene keine Angaben über die Zahl der je-
weils an Maßnahmen teilnehmenden Personen vor, 
sondern lediglich Falldaten über die Anzahl der Maß-
nahmenteilnehmer/innen. Diese eignen sich jedoch 
insbesondere wegen der Möglichkeit von Mehrfach-
teilnahmen nur eingeschränkt dazu, eine alternative 
Arbeitslosenquote zu ermitteln. 
Zieht man daher zunächst die jahresdurchschnittliche 
Arbeitslosenquote (gemessen als Anteil der Arbeits-
losen an allen zivilen Erwerbspersonen in %) im Jahr 
2004 als Indikator für das Ausmaß der Unterbeschäf-
tigung auf dem regionalen Arbeitsmarkt heran, so 
lässt sich für Deutschland insgesamt festhalten, dass 
das Niveau der Arbeitslosigkeit in den ARGE-Kreisen 
im Jahr vor der Einführung des SGB II im Schnitt um 
knapp einen Prozentpunkt über dem entsprechenden 
Durchschnitt der Arbeitslosenquoten in den Optie-
renden Kommunen lag (vgl. Tabelle 4.2 und Abbildung 
4.2). So betrug der Median der jahresdurchschnitt-
lichen Arbeitslosenquoten bei den Kreisen mit ARGEn 
9,4% (gewichtetes arithmetisches Mittel: 10,9%), der 
entsprechende Median bei den Kreisen mit zugelas-
senen kommunalen Trägern lag bei 8,5% (gewichtetes 
arithmetisches Mittel: 10,0%). Kreise mit getrennter 
Aufgabenwahrnehmung verzeichneten dagegen vor 
Einführung des SGB II im Durchschnitt eine deutlich 
geringere Arbeitslosigkeit (Median: 6,7%), allerdings 
befinden sich diese überwiegend (11 von 19) in Ba-
den­Württemberg, das unter allen Bundesländern 
die geringste Arbeitslosenquote aufwies.  
Untersucht man das Ausmaß der Arbeitslosigkeit in 
Deutschland für bestimmte sozio-demographische 
Teilgruppen (Frauen, Jugendliche und junge Erwach-
sene U25, Ausländer), so bestätigt sich ausnahmslos, 
dass die Arbeitslosenquoten in den ARGE­Kreisen 
– wenn auch teilweise nur geringfügig – über denen 
der Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
lagen. Eine vergleichende Betrachtung der zeitlichen 
Entwicklung der Arbeitslosigkeit von 1998 bis 2004 
zeigt zudem auf, dass die ARGE-Kreise nicht nur am 
aktuellen Rand über eine im Durchschnitt ungünsti-
gere Arbeitslosenquote verfügten, sondern auch die 
zeitliche Entwicklung in den Vorjahren merklich un-
günstiger ausfiel. 
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Tabelle 4.2        
Arbeitslosigkeit 2004        
Jahresdurchschnittliche Arbeitslosenquoten in % aller Erwerbspersonen
        
  Insgesamt Ausländer Frauen Jugendliche
     15 bis unter 25 Jahre 
      
  Mittel Zentral- Mittel- Zentral- Mittel- Zentral- Mittel- Zentral-
  werta) wertb) wert wert wert wert  wert wert
Deutschland        
Alle Kreise 10,6 9,2 20,3 21,6 10,9 9,3 10,0 9,3
ARGEc) 10,9 9,4 20,9 21,8 11,1 9,5 10,2 9,5
OPTd) 10,0 8,5 18,9 21,0 10,5 8,4 9,7 8,7
GTAe) 7,0 6,7 14,4 15,3 7,5 7,1 7,1 7,0
        
Westdeutschland        
Alle Kreise 8,5 8,1 18,9 19,3 8,5 8,2 8,2 8,3
ARGE 8,8 8,2 19,3 19,4 8,7 8,4 8,4 8,5
OPT 7,8 7,7 18,2 20,2 7,9 7,8 7,9 8,0
GTA 6,4 6,4 14,2 14,6 6,8 6,8 6,5 6,7
        
Ostdeutschland        
Alle Kreise 18,4 18,6 38,8 40,2 19,5 20,1 16,3 15,9
ARGE 18,3 18,7 38,5 39,4 19,3 20,2 16,3 15,8
OPT 19,2 19,6 42,9 43,0 20,9 21,8 16,6 15,9
GTA 16,7 16,6 48,4 48,1 18,0 17,9 15,3 15,3
        
Stadtkreise        
Alle Kreise 12,5 11,8 23,1 24,5 12,0 11,2 11,5 10,9
ARGE 12,6 11,9 23,3 25,3 7,4 11,2 11,5 11,0
OPT 10,5 10,3 21,1 21,2 6,1 10,3 10,7 11,3
GTA 8,7 8,9 17,0 17,9 4,8 9,1 8,6 9,4
        
Landkreise        
Alle Kreise 9,6 8,3 17,4 20,9 10,3 8,5 9,3 8,7
ARGE 9,7 8,4 17,5 20,5 5,9 8,6 9,4 8,9
OPT 9,9 8,2 18,6 21,0 6,1 8,4 9,6 8,5
GTA 6,8 6,1 13,9 14,5 4,4 6,5 6,9 6,4
        
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.   
ARGE 12,3 11,8 23,3 25,4 11,6 10,8 11,1 9,6
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Zahl der Erwerbspersonen)    
b) Median     
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften      
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern (Optierende Kommunen)     
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung      
Differenziert man zwischen West- und Ostdeutsch-
land, so fällt auf, dass in Westdeutschland wie in 
Deutschland insgesamt die Arbeitslosigkeit in den 
ARGE-Kreisen vor Einführung des SGB II mit einem 
Median von 8,2% höher lag als in den Kreisen mit 
zugelassenen kommunalen Trägern (7,7%). In Ost-
deutschland dagegen verfügten die Kreise mit zu-
gelasenen kommunalen Trägern mit einer Medi-
an­Arbeitslosenquote von 19,6% über die etwas 
schlechteren Ausgangsbedingungen im Vergleich zu 
den ARGE­Kreisen (18,7%). Besonders groß war der 
negative „Vorsprung“ der Optierenden Kommunen 
in Ostdeutschland bei der Ausländerarbeitslosigkeit 
(43% gegenüber 39,4%), wobei berücksichtigt wer-
den muss, dass der Ausländerteil im Osten insgesamt 
sehr gering ist. Die Heterogenität der Kreise hin-
sichtlich der Arbeitslosigkeit war in Westdeutschland 
bei den ARGEn deutlich größer als bei den Optie-
renden Kommunen, während sich in Ostdeutschland 
kein entsprechender Unterschied in der Streuung 
beobachten ließ (vgl. auch Abbildung 4.3).
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Ausgangsbedingungen am 
Arbeitsmarkt
Betrachtet man ausschließlich die Stadtkreise, so 
verzeichneten die ARGE-Kreise hier mit einer Me-
dian­Arbeitslosenquote von 11,9% eine merklich un-
günstigere Ausgangssituation auf dem Arbeitsmarkt 
als die Optierenden Kommunen (10,3%). Bei der 
Ausländerarbeitslosenquote war dieser negative Vor-
sprung der Kreise mit ARGEn in Stadtkreisen gegen-
über den Optierenden Kommunen in Stadtkreisen 
besonders ausgeprägt (25,3% gegenüber 21,2%), bei 
den Jugendlichen und jungen Erwachsenen (U25) be-
stand dagegen kaum ein Unterschied (11% gegenüber 
11,3%). Anders als in den Stadtkreisen gab es in den 
Landkreisen zwischen den ARGE-Kreisen und den 
Kreisen mit zugelassenen kommunalen Trägern keine 
deutlichen Unterschiede hinsichtlich des Ausmaßes 
und der Struktur der Arbeitslosigkeit. 
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systematischen Unterschiede im Ausmaß der Arbeits-
losigkeit. Bei der Jugendarbeitslosenquote (Median: 
9,6% gegenüber 11,4%) und der Frauenarbeitslosen-
quote (Median: 10,8% gegenüber 11,4%) schnitten 
Großstadt­ARGE­Kreise jeweils etwas besser ab. 
4.3  Arbeitsmarktdynamik
Die Charakteristika eines regionalen Arbeitsmarktes 
können nicht allein durch die Höhe der Beschäfti-
gung, der Arbeitslosigkeit und deren zeitliche Ent-
wicklungen erfasst werden. Vielmehr ist auch das 
Ausmaß der Bewegungen auf dem Arbeitsmarkt und 
somit die Dynamik des Arbeitsmarktes von wesent-
licher Bedeutung. 
Deshalb werden im Folgenden die monatlichen Zu-
gänge in Arbeitslosigkeit bzw. die monatlichen Abgän-
ge aus Arbeitslosigkeit im Jahresdurchschnitt 2004 
betrachtet und dem durchschnittlichen Ausmaß der 
Arbeitslosigkeit gegenüber gestellt. Dabei liegt der 
Fokus auf den Bruttoströmen zwischen Arbeitslosig-
keit und Erwerbstätigkeit. Als „Abgangsrate aus Ar-
beitslosigkeit in Erwerbstätigkeit“ wird im Weiteren 
die Relation aus der durchschnittlichen monatlichen 
Zahl der Abgänge aus Arbeitslosigkeit in Erwerbstä-
tigkeit zum durchschnittlichen Bestand an Arbeitslo-
sen bezeichnet. Sie kann auch als durchschnittliche 
Wahrscheinlichkeit interpretiert werden, mit der 
eine arbeitslose Person in einem Monat in Erwerbs-
tätigkeit übergegangen ist. Leider kann anhand der auf 
Kreisebene bislang verfügbaren Daten nicht zwischen 
den unterschiedlichen Formen der Erwerbstätigkeit, 
insbesondere zwischen sozialversicherungspflichtiger 
Beschäftigung und anderen Formen nicht sozialversi-
cherungspflichtiger Beschäftigung, differenziert wer-
den.  
Zugänge in Arbeitslosigkeit können ebenfalls aus 
verschiedenen Quellen erfolgen, insbesondere aus 
unterschiedlichen Formen der Erwerbstätigkeit, aus 
unterschiedlichen Formen der Nichterwerbstätig-
keit und aus Ausbildung. Aus Symmetriegründen und 
mangels hinreichend detaillierter Informationen auf 
Kreisebene werden im Weiteren vereinfachend eben-
falls nur Zugänge in Arbeitslosigkeit aus Erwerbstätig-
keit insgesamt betrachtet und diese ebenfalls auf den 
durchschnittlichen Bestand an Arbeitslosen bezogen. 
Bundesweit lag der Median der Abgangsrate aus 
Arbeitslosigkeit in Erwerbstätigkeit beim Vergleich 
der 439 Kreise bei 6,3%, die Zugangsrate in Arbeits-
Tabelle 4.3  
Aus Arbeitslosigkeit in die 
Erwerbstätigkeit 2004  
Monatliche durchschnittliche Abgangsratenf) aus der Arbeits-
losigkeit in die Erwerbstätigkeit in Prozent des durchschnitt-
lichen Bestands an Arbeitslosen
  Mittelwerta) Zentralwertb)
  
Deutschland  
Alle Kreise 5,9 6,3
ARGEc) 5,8 6,3
OPTd) 6,3 6,4
GTAe) 6,9 7,0
  
Westdeutschland  
Alle Kreise 6,1 6,7
ARGE 6,0 6,5
OPT 6,6 6,7
GTA 7,0 7,1
  
Ostdeutschland  
Alle Kreise 5,5 5,6
ARGE 5,5 5,6
OPT 5,8 5,9
GTA 6,2 6,1
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 5,0 5,2
ARGE 5,0 5,1
OPT 5,3 5,7
GTA 6,5 6,3
  
Landkreise  
Alle Kreise 6,5 6,8
ARGE 6,5 6,8
OPT 6,4 6,5
GTA 7,0 7,1
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.   
ARGE 4,9 5,0
  
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der durchschnitt-
lichen Zahl der Arbeitslosen)
b) Median  
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung 
f) D.h. die durchschnittliche monatliche Zahl der Abgänge 
aus der Arbeitslosigkeit in die Erwerbstätigkeit geteilt 
durch den durchschnittlichen Bestand an Arbeitslosen.
Zwischen den kreisfreien Städten mit bis zu 250 Tsd. 
Einwohnern, die sich für die ARGE-Lösung entschie-
den, und ARGE-Stadtkreisen mit mehr als 250 Tsd. 
Einwohnern bestanden im Jahr 2004 ebenfalls keine 
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losigkeit aus Erwerbstätigkeit bei 8,7%. Der Blick 
auf die Ergebnisse in den Tabellen 4.3 und 4.4 zeigt, 
dass im Durchschnitt des Jahres 2004 die Kreise mit 
getrennter Aufgabenwahrnehmung die höchste Ar-
beitsmarktdynamik zwischen Erwerbstätigkeit und 
Arbeitslosigkeit aufwiesen. Auffällig ist dabei, dass eine 
höhere Abgangsrate aus Arbeitslosigkeit in Beschäfti-
gung (7%) auch mit einer im Durchschnitt höheren 
Zugangsrate in Arbeitslosigkeit aus Erwerbstätigkeit 
(9,2%) einherging. Zwischen Optionskommunen und 
ARGE-Kreisen waren bundesweit dagegen keine Un-
terschiede hinsichtlich der Arbeitsmarktdynamik und 
bei den Zu­ und Abgängen aus Arbeitslosigkeit zu 
erkennen. Dies gilt auch dann, wenn man ergänzend 
nach sozio-demographischen Kriterien differenziert 
und die entsprechende Arbeitsmarktdynamik von 
Frauen, U25 und über 55jährigen betrachtet. 
Die Differenzierung nach Ost- und Westdeutschland 
zeigt, dass das relative Ausmaß der Dynamik zwischen 
Arbeitslosigkeit und Erwerbstätigkeit in Ostdeutsch-
land sowohl auf der Zugangsseite der Arbeitslosig-
keit als auch der Abgangsseite geringer ausfällt als in 
Westdeutschland.
Zwischen ARGE-Kreisen und Optierenden Kom-
munen waren die Unterschiede in der Dynamik da-
gegen wie in Deutschland insgesamt auch in beiden 
Teilen Deutschlands eher gering, wobei die relativen 
Bruttoströme in den Optierenden Kommunen zu-
mindest in Ostdeutschland etwas größer waren als 
in den ARGE-Kreisen. Die Streuung und somit die 
Heterogenität der Abgangsraten aus Arbeitslosigkeit 
in Erwerbstätigkeit war sowohl in West­ als auch in 
Ostdeutschland in den ARGE-Kreisen erheblich grö-
ßer als in den Kreisen mit zugelassenen kommunalen 
Trägern.
Während bei den Landkreisen die Kreise mit ARGEn 
auf der Abgangs- und der Zugangsseite der Arbeits-
losigkeit im Durchschnitt eine etwas höhere Arbeits-
marktdynamik aufwiesen als Optierende Kommunen, 
verzeichneten Stadtkreise mit ARGEn sowohl insge-
samt als auch bei Disaggregation nach sozio-demo-
graphischen Kriterien regelmäßig eine leicht höhere 
Arbeitsmarktdynamik als Optierende Kommunen. 
Die Arbeitsmarktdynamik in Großstadt­ARGEn ent-
sprach ungefähr der in Stadtkreisen mit bis zu 250 
Tsd. Einwohnern, in denen die ARGE-Lösung prak-
tiziert wird.  
Ausgangsbedingungen am 
Arbeitsmarkt
Tabelle 4.4  
Aus Erwerbstätigkeit in 
die Arbeitslosigkeit 2004 
Monatliche durchschnittliche Zugangsratenf) aus der Er-
werbstätigkeit in die Arbeitslosigkeit in Prozent des durch-
schnittlichen Bestands an Arbeitslosen  
  Mittelwerta) Zentralwertb)
  
Deutschland  
Alle Kreise 8,0 8,7
ARGEc) 7,9 8,6
OPTd) 8,5 8,7
GTAe) 9,4 9,2
  
Westdeutschland  
Alle Kreise 8,6 9,1
ARGE 8,4 9,1
OPT 9,1 9,1
GTA 9,6 9,2
  
Ostdeutschland  
Alle Kreise 7,1 7,2
ARGE 7,0 7,1
OPT 7,4 7,8
GTA 8,5 8,3
  
Stadtkreise  
Alle Kreise 7,0 7,5
ARGE 7,0 7,4
OPT 7,5 8,1
GTA 9,0 9,0
  
Landkreise  
Alle Kreise 8,7 9,1
ARGE 8,7 9,2
OPT 8,5 8,8
GTA 9,5 9,5
  
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.   
ARGE 7,0 7,2
  
  
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der durchschnitt-
lichen Zahl der Arbeitslosen)
b) Median  
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung 
f) D.h. die durchschnittliche monatliche Zahl der Zugänge 
aus der Erwerbstätigkeit in die Arbeitslosigkeit geteilt 
durch den durchschnittlichen Bestand an Arbeitslosen. 
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4.4 Zur Bedeutung des SGB II-Klientels 
vor Einführung des SGB II
Nachdem in den vorigen Abschnitten die allgemeine 
Beschaffenheit des Arbeitsmarktes anhand zentraler 
Arbeitsmarktindikatoren untersucht wurde, konzent-
rieren sich die Analysen in Abschnitt 4.4 nun auf Aus-
maß und Struktur des späteren SGB II­Klientels im 
Jahr vor Einführung des SGB II. Untersucht werden 
soll unter anderem, ob eher solche Kreise die Option 
gewählt haben, in denen die potenziellen SGB­II­Kli-
enten nur eine vergleichsweise geringe quantitative 
Bedeutung hatten. Zudem könnte für die Wahl der 
Form der Aufgabenwahrnehmung auch die Zusam-
mensetzung des SGB II-Klientels, insbesondere im 
Hinblick auf das Verhältnis vormaliger Arbeitslosen-
hilfe- und Sozialhilfebezieher/innen von Bedeutung 
gewesen sein. 
Für die weiteren empirischen Analysen ergibt sich je-
doch das Problem, dass es für die Jahre vor 2005 kei-
ne verfügbaren Daten gibt, die der exakten Definition 
des SGB II­Klientels folgen, weil es diese Definition 
vorher eben nicht gab. Eine möglichst gute Annähe-
rung ergäbe sich durch die Zahl der Arbeitslosenhil-
febeziehenden ergänzt um das Bruttoarbeitskräfte-
potenzial der Sozialhilfeempfänger/innen im engeren 
Sinne (Empfänger/innen von laufender Hilfe zum Le-
bensunterhalt außerhalb von Einrichtungen) bereini-
gt um Doppelbezieher/innen beider Leistungen. Die 
Zahl der Bezieher/innen von Arbeitslosenhilfe ist aus 
der Eckwertetabelle der BA bekannt.  Aus der Sozial-
hilfestatistik des Statistischen Bundesamtes liegt auch 
die Zahl der Empfänger/innen von „Laufender Hil-
fe zum Lebensunterhalt“ vor.  Allerdings lassen sich 
erwerbsfähige Sozialhilfeempfänger/innen im Rah-
men von Sonderauswertungen nur näherungsweise 
von nichterwerbsfähigen Sozialhilfeempfängern/innen 
unterscheiden. Darüber hinaus konnten auch Doppel-
bezieher/innen von Arbeitslosen- und Sozialhilfe auf 
Kreisebene bisher nicht quantifiziert werden. Somit 
kann die tatsächliche Gesamtzahl des potenziellen 
SGB II-Klientels vorerst nicht berechnet werden.1 
Um zumindest näherungsweise Aussagen über die 
Bedeutung des möglichen SGB II-Klientels treffen zu 
können, beschränkt sich dieser Bericht daher auf die 
separate Betrachtung der Bedeutung beider Grup-
pen, der Arbeitslosenhilfe- und der Sozialhilfebezie-
1) Entsprechende Sonderauswertungen im Forschungsdaten-
zentrum des Statistischen Landesamts Baden-Württem-
berg sind jedoch vorgesehen. Darüber hinaus steht dem 
IAW seit kurzem auch eine Sonderauswertung des Statis-
tischen Landesamts Sachsen zur Verfügung.
henden. Diese wird ergänzt um eine Analyse der 
regionalen Verbreitung von Langzeitarbeitslosigkeit.
Die relative Bedeutung von Personen mit Bezug von 
Arbeitslosenhilfe wurde alternativ dadurch gemes-
sen, dass einerseits deren 
• Anteil an der Gesamtzahl aller Arbeitslosen in %, 
andererseits deren 
• Anteil an der Zahl der Personen im erwerbsfä-
higen Alter in % 
betrachtet wurde. Da die inhaltlichen Schlussfol-
gerungen jeweils gleich sind, beschränken sich die 
weiteren Ausführungen auf den Anteil der Arbeitslo-
senhilfebeziehenden an allen Arbeitslosen. Tabelle 4.5 
gibt die entsprechenden Werte für die andere Kenn-
größe wieder.
Die Ergebnisse zeigen, dass es hinsichtlich des Anteils 
der Arbeitslosenhilfebeziehenden an allen Arbeitslo-
sen bundesweit kaum einen Unterschied zwischen 
Kreisen mit ARGEn (45,5%) und Optionskommunen 
(44,6%) gab (vgl. Tabelle 4.5 und Abbildung 4.4). Allein 
Kreise mit Getrennter Aufgabenwahrnehmung ver-
fügten mit 37,4% über einen Anteil an Arbeitslosen-
hilfebeziehenden, der deutlich unter dem Bundes-
durchschnitt lag. 
Zwischen den Kreisen mit unterschiedlichen For-
men der Aufgabenwahrnehmung bestanden mit Blick 
auf die relative Bedeutung der Arbeitslosenhilfebe-
ziehenden weder in West- noch in Ostdeutschland 
kaum Unterschiede. Sowohl in den Stadt- als auch in 
den Landkreisen lag dagegen beim Vergleich der regi-
onalen Einheiten der Median in den Kreisen mit zu-
gelassenen kommunalen Trägern jeweils etwas über 
dem entsprechenden Anteil der Arbeitslosenhilfebe-
ziehenden in den ARGE-Kreisen.
Der Median des Anteils der Arbeitslosenhilfebezie-
henden an den Arbeitslosen lag im Jahr 2004 in den 
Großstadt­ARGEn bei knapp 50% und somit nur 
leicht unter dem entsprechenden Median aller Stadt-
kreise mit ARGEn von gut 50%.
Arbeitslosenhilfebeziehende stellten bekannterma-
ßen nur eine Teilgruppe der späteren SGB II­Klienten 
dar. Um darüber hinaus abzubilden, welche relative 
Bedeutung der Sozialhilfe vor der Einführung des 
SGB II in den Kreisen mit unterschiedlicher Form 
der Aufgabenwahrnehmung zukam, werden ergän-
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zend auch folgende zwei Sozialhilfequoten ermittelt 
und für die unterschiedlichen Formen der Aufgaben-
wahrnehmung einander gegenübergestellt:
• Anteil der Sozialhilfebeziehenden an allen Ein-
wohnern in % („Sozialhilfequote“) und
• Anteil der Sozialhilfebeziehenden im erwerbsfä-
higen Alter an allen Personen im erwerbsfähigen 
Alter („Sozialhilfequote für Personen im er-
werbsfähigen Alter“).
Da sich auch hier die Befunde letztlich kaum unter-
scheiden, werden im Weiteren nur die Ergebnisse für 
die Sozialhilfequote von Personen im erwerbsfähigen 
Alter vorgestellt. Die Sozialhilfequote gemessen in 
Relation zu allen Einwohnern ist jedoch in Tabelle 4.6 
wiedergegeben.
Bestätigt wird zunächst auch bei diesem Arbeits­
marktindikator die bessere Ausgangslage der Kreise 
Ausgangsbedingungen am 
Arbeitsmarkt
Tabelle 4.5    
Arbeitslosenhilfe 2004  
Jahresdurchschnittlicher Anteil der Zahl der Arbeitslosen- 
hilfebeziehenden an der Gesamtzahl der Arbeitslosen in Pro-
zent (A1), sowie der Anteil der Arbeitslosenhilfebeziehenden 
im erwerbsfähigen Alter an allen Personen im erwerbsfähigen 
Alter von 15 bis unter 65 Jahren in Prozent (A2) .   
  
                                       A1                   A2  
 
  Mittel- Zentral- Mittel- Zentral-
  werta) wertb) werta) wertb)
    
Deutschland    
Alle Kreise 50,2 45,1 4,0 3,1
ARGEc) 50,6 45,5 4,1 3,2
OPTd) 49,8 44,6 3,8 2,8
GTAe) 41,1 37,4 2,2 2,0
    
Westdeutschland    
Alle Kreise 43,7 40,5 2,8 2,5
ARGE 44,3 40,6 2,9 2,5
OPT 42,3 40,7 2,5 2,5
GTA 38,4 37,2 1,9 1,8
    
Ostdeutschland    
Alle Kreise 61,4 62,2 8,4 8,8
ARGE 61,2 62,2 8,3 8,8
OPT 62,8 63,1 9,1 10,0
GTA 58,9 59,0 7,7 7,6
    
Stadtkreise    
Alle Kreise 53,1 50,2 4,9 4,4
ARGE 53,3 50,3 4,9 4,5
OPT 48,4 52,3 3,7 4,1
GTA 44,9 42,0 2,9 2,6
    
Landkreise    
Alle Kreise 48,3 42,0 3,5 2,7
ARGE 48,3 41,9 3,6 2,7
OPT 49,9 44,5 3,8 2,8
GTA 40,6 36,5 2,1 1,8
    
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.  
ARGE 51,8 49,5 4,7 4,4
    
    
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Zahl der Ar-
beitslosen bzw. der Zahl der Personen im erwerbsfähigen 
Alter)      
b) Median    
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
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Tabelle 4.6    
Sozialhilfe 2003  
Jahresdurchschnittlicher Anteil der Zahl der Sozialhilfebezie-
henden an der Gesamtbevölkerung in Prozent (A3), sowie 
der Anteil der Sozialhilfebeziehenden im erwerbsfähigen 
Alter an allen Personen im erwerbsfähigen Alter von 18 bis 
unter 65 Jahren in Prozent (A4). 
   
                                      A3                   A4  
  Mittel- Zentral- Mittel- Zentral-
  werta) wertb) werta) wertb)
   
Deutschland   
Alle Kreise 3,4 2,7 3,1 2,5
ARGEc) 3,6 2,7 3,3 2,6
OPTd) 2,7 2,7 2,5 2,3
GTAe) 1,8 1,8 1,6 1,6
   
Westdeutschland   
Alle Kreise 3,2 2,6 3,0 2,3
ARGE 3,4 2,6 3,2 2,4
OPT  2,7 2,6 2,4 2,2
GTA  1,8 1,7 1,6 1,6
   
Ostdeutschland   
Alle Kreise 4,1 3,0 3,8 2,8
ARGE 4,3 3,1 4,0 2,9
OPT  2,9 2,8 2,7 2,8
GTA  2,8 2,8 2,6 2,6
   
Stadtkreise   
Alle Kreise 5,4 3,8 5,0 3,7
ARGE 5,4 3,9 5,0 3,7
OPT  4,4 3,6 4,1 3,3
GTA  3,2 3,2 2,8 3,0
   
Landkreise   
Alle Kreise 2,4 2,3 2,2 2,1
ARGE 2,4 2,2 2,2 2,0
OPT  2,6 2,6 2,3 2,3
GTA  1,7 1,6 1,5 1,5
   
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.  
ARGE 5,8 5,5 5,4 5,1
   
   
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Einwohnerzahl 
bzw. der Zahl der Personen im erwerbsfähigen Alter) 
b) Median   
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften  
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern 
 (Optierende Kommunen)
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
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mit getrennter Aufgabenwahrnehmung (vgl. Tabelle 
4.6 und Abbildung 4.5). Der Median des Anteils der 
Sozialhilfebeziehenden im erwerbsfähigen Alter an 
allen Personen im erwerbsfähigen Alter betrug hier 
1,6% und lag damit doch deutlich unter den ent- 
sprechenden Werten der Kreise mit ARGEn (2,5%) 
bzw. mit zugelassenen kommunalen Trägern (2,3%).2 
Dass die Sozialhilfequote von Personen im erwerbs-
fähigen Alter in den ARGE­Kreisen leicht höher aus-
fiel als in den Optionskommunen, bestätigte sich auch 
für Westdeutschland (2,4% gegenüber 2,2%), nicht je-
doch im Osten, wo beide Mediane mit 2,8% identisch 
waren.
2) Hier handelt es sich im Gegensatz zu den bisherigen Aus-
wertungen bei den Personen im erwerbsfähigen Alter je-
weils um Personen, die zwischen 18 und unter 65 Jahren 
alt sind, da die Sozialhilfestatistik nur entsprechende Infor-
mationen enthält.
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Ausgangsbedingungen am 
Arbeitsmarkt
Unterschiedlich ist das Bild in den Stadt- und Land-
kreisen: Während in den Stadtkreisen auf einem 
ohnehin überdurchschnittlichen Niveau die Sozial-
hilfequote für Personen im erwerbsfähigen Alter in 
den ARGE-Kreisen mit 3,7% gegenüber 3,3% höher 
ausfiel als in den Optierenden Kommunen, war es in 
den Landkreisen auf unterdurchschnittlichem Niveau 
mit 2% gegenüber 2,3% umgekehrt. Besonders hoch 
lag der Anteil der Sozialhilfeempfänger/innen im er-
werbsfähigen Alter an den entsprechenden Einwoh-
nern mit 5,1% in den Großstadt­ARGE­Kreisen.
Der bundesweite Vergleich der Langzeitarbeitslosen-
quoten – definiert als Anteil der Arbeitslosen, die ein 
Jahr oder länger arbeitslos sind, an allen Erwerbsper-
sonen – zeigt, dass im Jahr 2004 Kreise mit ARGEn in 
etwas stärkerem Maße unter dem Problem der Lang-
zeitarbeitslosigkeit litten als Optierende Kommunen 
(vgl. Tabelle 4.7 und Abbildung 4.6). Der Median der 
Langzeitarbeitslosenquoten betrug bei den ARGE­
Kreisen 3,5%, bei den Optierenden Kommunen da-
gegen „nur“ 2,9%. Dies gilt auch für die Langzeitar-
beitslosenquote von Frauen (3,4% gegenüber 3,0%). 
Hingegen gibt es bei der Langzeitarbeitslosenquote 
der Jugendlichen und jungen Erwachsenen (U25) 
kaum Unterschiede zwischen den beiden Grund-
typen der Aufgabenwahrnehmung. 
In Westdeutschland fiel der negative Vorsprung der 
Kreise mit ARGEn bei der Langzeitarbeitslosigkeit 
gemessen am Median nur sehr gering aus, während 
in Ostdeutschland – in Übereinstimmung mit zahl-
reichen anderen Ergebnissen in diesem Abschnitt 
– die Optierenden Kommunen mit 8,7% gegenüber 
8,3% die höhere Langzeitarbeitslosigkeit zu verzeich-
nen hatten. Auffällig ist, dass die Heterogenität auf 
regionaler Ebene hinsichtlich der Langzeitarbeitslo-
sigkeit in Westdeutschland in den ARGE-Kreisen sehr 
viel ausgeprägter war als in den Optierenden Kom-
munen. In Ostdeutschland lässt sich Entsprechendes 
nicht beobachten.
Deutlich größer waren die Unterschiede zwischen 
ARGE-Kreisen und Optierenden Kommunen in 
Stadtkreisen. Stadtkreise mit ARGEn verzeichneten 
hier mit 4,7% eine erheblich höhere Langzeitarbeits-
losenquote als die entsprechenden Stadtkreise mit 
zugelassenen kommunalen Trägern (3,7%), während 
in den Landkreisen hinsichtlich der Langzeitarbeits-
losenquote dagegen praktisch keine Unterschiede 
zwischen den beiden Hauptformen der Aufgaben-
wahrnehmung zu verzeichnen waren.
Auffällig ist auch, dass unabhängig von der gewählten 
Disaggregation zwischen den Formen der Aufgaben-
wahrnehmung im Durchschnitt keine Unterschiede 
im Ausmaß der Langzeitarbeitslosigkeit von Jugend-
lichen und jungen Erwachsenen (U25) bestanden.
Zusammenfassend kann man feststellen, dass in den 
Kreisen, die sich später für die ARGE­Lösung ent-
schieden, der Anteil des potenziellen SGB II-Klientels 
vor Einführung des SGB II etwas höher ausfiel als in 
den späteren Optierenden Kommunen. 
Dies gilt in der Tendenz stärker für Westdeutschland 
als für Ostdeutschland, wo zumindest mit Blick auf 
die relative Bedeutung der Arbeitslosenhilfebezie-
henden und auf die Langzeitarbeitslosenquoten die 
Optierenden Kommunen im Durchschnitt über mehr 
potenzielle zukünftige SGB II-Klienten verfügten.
In den Stadtkreisen wiesen im Durchschnitt die 
Kreise mit ARGEn tendenziell mehr potenzielles 
SGB II­Klientel, auf während in den Landkreisen recht 
stabil die Optierenden Kommunen in dieser Hinsicht 
schlechter abschnitten.
Langzeitarbeitslosigkeit 2004 Abb. 4.6
Anteil der Langzeitarbeitslosen an allen Erwerbspersonen in %
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Tabelle 4.7      
Langzeitarbeitslosigkeit 2004      
Jahresdurchschnittliche Langzeitarbeitslosenquoten in % aller Erwerbspersonen
Als langzeitarbeitslos gilt, wer zumindest 12 Monate arbeitslos ist. 
Bei den Personen jünger als 25 Jahren liegt die gewählte Grenze bei 6 Monaten.
      
      
 Quote insgesamt  Quote der Frauen Quote der unter 25jährigen
 in Prozent in Prozent in Prozent
 Mittelwerta) Zentralwertb) Mittelwert Zentralwert Mittelwert Zentralwert
      
Deutschland      
Alle Kreise 4,1 3,2 4,4 3,3 2,5 2,2
ARGEc) 4,2 3,4 4,5 3,4 2,6 2,3
OPTd) 3,8 2,9 4,3 3,0 2,4 2,2
GTAe) 2,2 2,0 2,5 2,1 1,6 1,7
      
Westdeutschland      
Alle Kreise 3,0 2,6 2,9 2,7 2,0 1,9
ARGE 3,1 2,7 3,0 2,8 2,0 1,9
OPT 2,7 2,6 2,7 2,7 1,9 1,9
GTA 2,0 2,0 2,1 2,1 1,5 1,5
      
Ostdeutschland      
Alle Kreise 8,0 8,3 9,6 10,2 4,5 4,1
ARGE 8,0 8,3 9,4 10,4 4,5 4,1
OPT 8,6 8,6 10,9 10,0 4,4 4,3
GTA 7,1 7,1 9,0 8,9 4,4 4,4
      
Stadtkreise      
Alle Kreise 5,0 4,5 4,8 4,1 3,0 2,6
ARGE 5,1 4,6 4,9 4,1 3,0 2,7
OPT 4,0 3,7 3,8 3,6 2,8 2,8
GTA 2,6 2,8 2,7 2,9 1,9 1,9
      
Landkreise      
Alle Kreise 3,6 2,8 4,2 2,9 2,3 2,1
ARGE 3,6 2,9 4,3 2,9 2,3 2,1
OPT 3,8 2,8 4,4 2,9 2,4 2,1
GTA 2,2 1,9 2,5 2,1 1,6 1,5
      
Stadtkreise mit mehr als 250.000 Ew.       
ARGE 4,9 4,6 4,5 4,0 2,9 2,2
a) Arithmetisches Mittel (gewichtet mit der Zahl der Erwerbspersonen) 
b) Median    
c) Kreise mit Arbeitsgemeinschaften   
d) Kreise mit zugelassenen kommunalen Trägern (Optierende Kommunen) 
e) Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung  
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4.5 Vorerfahrungen der Kommunen im 
Bereich der Arbeitsmarktpolitik
Da von Kreisen, die sich für die Optionslösung ent-
schieden haben, für deren Zulassung vorausgesetzt 
wurde, dass sie über Vorerfahrungen bei der Integra-
tion von erwerbsfähigen Sozialhilfeempfängern/innen 
in den ersten Arbeitsmarkt verfügten, wird nachfol-
gend untersucht, inwiefern sich Optionskommunen 
und Kreise mit ARGEn sowie Kreise mit getrennter 
Aufgabenwahrnehmung hinsichtlich dieser Vorerfah-
rungen voneinander unterscheiden. 
Ein adäquater Indikator wäre hierfür beispielweise der 
Anteil der Bezieher von „Hilfe zur Arbeit (HzA)“1 an 
allen Sozialhilfeempfänger/innen (außerhalb von Ein-
richtungen) im erwerbsfähigen Alter.  Da diese Anga-
ben jedoch der amtlichen Statistik nur teilweise vorlie-
gen, beschränken wir uns nachfolgend auf die Frage, ob 
und inwiefern bestehende Kooperationsbeziehungen 
zwischen den Kommunen und der örtlichen Agen-
tur für Arbeit vor Inkrafttreten der Arbeitsmarktre-
formen die Wahl der Form der Aufgabenwahrneh-
mung beeinflussten. Aufgrund der regionalen Vielfalt 
der Kooperationsbeziehungen liegen hierzu jedoch 
bislang nur sehr eingeschränkte Informationen vor. 
Im Rahmen der derzeit laufenden EMail-Befragung 
aller SGB II-Einheiten durch das IAW Tübingen wer-
den unter anderem auch zu diesem Thema Informa-
tionen erhoben, so dass hier in einigen Monaten zu-
sätzliche Informationen vorliegen werden. 
Als ein möglicher Indikator wird an dieser Stelle die 
Teilnahme der Kommunen an dem bundesweiten 
Modellversuch zur Zusammenarbeit der Agenturen 
für Arbeit mit den Trägern der Sozialhilfe (MoZArT) 
betrachtet, an dem sich 29 Kreise beteiligt hatten. 
Durchaus bemerkenswert dabei ist, dass der Anteil 
der Optierenden Kommunen unter den früheren 
Modellversuchsteilnehmern mit 21% gegenüber 15% 
leicht überdurchschnittlich war (vgl.  Abbildung 4.7).
1) Hierunter fallen Leistungen und Maßnahmen nach §§ 18 
und 19 des vormaligen BSHG.
Ausgangsbedingungen am 
Arbeitsmarkt
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MoZArT-Kommunen
Kreise mit ARGEn
Kreise mit zugelassenen
kommunalen Trägern
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Kreise mit getrennter
Ausgabenwahrnehmung
Formen der Aufgabenwahrnehmung
in den früheren MoZArT-Kommunen Abb. 4.7
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4.6 Zusammenfassung Kapitel 4
Insgesamt lassen die vergleichenden Analysen des 
Arbeitsmarkthintergrunds in Kapitel 4 erkennen, 
dass zwischen den Kreisen, die sich jeweils für un-
terschiedliche Formen der Aufgabenwahrnehmung 
entschieden haben, durchaus Unterschiede hinsicht-
lich der Ausgangssituationen auf dem Arbeitsmarkt 
bestanden, die aber teilweise auch bemerkenswert 
gering waren. Die Heterogenität innerhalb der ver-
schiedenen Formen der Aufgabenwahrnehmung 
ist weitaus größer als die Unterschiedlichkeit zwi-
schen den verschiedenen Formen. Diese erhebliche 
Streuung der Ergebnisse muss bei einer hinreichend 
kritischen Ergebnisinterpretation gerade der Mittel-
werte berücksichtigt werden.
Fasst man zunächst die Ergebnisse für Deutschland 
etwas vereinfachend zusammen, so deuten diese an, 
dass der Arbeitsmarkthintergrund in den späteren 
ARGE-Kreisen vor Einführung des SGB II insgesamt 
als etwas ungünstiger eingestuft werden muss als 
die entsprechende durchschnittliche Arbeitsmarktsi-
tuation in den Optierenden Kommunen. Die beste 
Arbeitsmarktlage lässt sich über fast alle betrachte-
ten Indikatoren hinweg für die Kreise mit getrennter 
Aufgabenwahrnehmung beobachten. Allerdings liegen 
diese Kreise fast ausschließlich in Westdeutschland, 
11 von 19 zudem in Baden-Württemberg, ein Bun-
desland, das insgesamt eine besonders gute Arbeits-
marktlage aufweist.
Bei einer getrennten Betrachtung von West- und Ost-
deutschland bestehen insofern erwähnenswerte Un-
terschiede, als in Westdeutschland die ARGE-Kreise 
vor Einführung des SGB II über den im Vergleich zu 
den Optierenden Kommunen etwas weniger günsti-
gen Arbeitsmarkthintergrund verfügten, während in 
Ostdeutschland die Probleme am Arbeitsmarkt in 
den Optierenden Kommunen im Durchschnitt etwas 
größer ausfielen als in den ARGE­Kreisen.
In den Stadtkreisen kann ebenfalls der Arbeits-
markthintergrund der ARGE-Kreise als der etwas 
schwierigere charakterisiert werden, während es in 
den Landkreisen bei zahlreichen Indikatoren nur ge-
ringfügige Unterschiede zwischen ARGE-Kreisen und 
Optierenden Kommunen gab. Überdurchschnittlich 
ungünstige Arbeitsmarktdaten finden sich überwie-
gend auch in Großstädten mit mehr als 250 Tsd. Ein-
wohnern, welche die ARGE-Lösung praktizieren.
Für die bundesweit etwas schlechtere Arbeitsmarkt-
lage in den Kreisen mit ARGEn vor Einführung des 
SGB II spricht auch, dass hier der durchschnittliche 
Anteil des potenziellen SGB-II-Klientels vor Einfüh-
rung des SGB II etwas höher lag als in den späteren 
Optierenden Kommunen. Dies gilt in der Tendenz 
stärker für Westdeutschland als für Ostdeutschland, 
wo zumindest mit Blick auf die relative Bedeutung 
der Arbeitslosenhilfebeziehenden und die Langzeitar-
beitslosenquoten die Optierenden Kommunen über 
im Durchschnitt mehr potenzielle SGB II-Klienten 
verfügten. In den Stadtkreisen wiesen tendenziell die 
Kreise mit ARGEn mehr potenzielle SGB II-Klienten 
auf, während in den Landkreisen recht stabil die Op-
tierenden Kommunen in dieser Hinsicht schlechter 
abschnitten. 
Hinsichtlich bestehender Vorerfahrungen der Kreise 
bei der Integration von erwerbsfähigen Sozialhilfe-
empfängern/innen in den ersten Arbeitsmarkt liegen 
leider kaum Angaben vor. Bemerkenswert ist, dass 
sich MoZArT-Kommunen sogar leicht überdurch-
schnittlich häufig für die Optionslösung entschieden.
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5. Fazit und Ausblick
Ein zentrales Ziel im Rahmen der Evaluation der Ex-
perimentierklausel des § 6c SGB II ist es, die Aus-
wirkungen der Implementation unterschiedlicher 
Formen der Aufgabenwahrnehmung auf das Errei-
chen der Ziele des SGB II zu analysieren, Ursachen 
für Wirkungszusammenhänge herauszuarbeiten und 
dabei eine Antwort auf die Frage zu finden, welche 
Form der Aufgabenwahrnehmung sich letztlich unter 
welchen Bedingungen als das geeigneteste Modell 
der Aufgabenwahrnehmung herausstellt.
Grundsätzlich ist im Rahmen der Evaluation zu be-
rücksichtigen, dass es sich bei den 69 Optierenden 
Kommunen und auch bei den Kreisen mit getrennter 
Aufgabenwahrnehmung jeweils keineswegs um eine 
Zufallsstichprobe handelt. Vielmehr ist davon auszu-
gehen, dass die Entscheidung für eine konkrete Form 
der Aufgabenwahrnehmung vor dem Hintergrund 
des jeweiligen regionalen Kontextes, der regionalen 
Wirtschaftslage und den Bedingungen auf den regio-
nalen Arbeitsmärkten getroffen wurde und darüber 
hinaus verschiedenste Motive und Interessenlagen 
eine Rolle gespielt haben dürften.
Der vorliegende Bericht verfolgt die Absicht, die Aus-
gangssituation vor Inkrafttreten des SGB II in den 439 
Kreisen nach den Formen der Aufgabenwahrnehmung 
systematisch darzustellen und zu vergleichen. Er geht 
im Einzelnen der Frage nach, ob und in welchem 
Maße zwischen den Kreisen, die sich für unterschied-
liche Formen der Aufgabenwahrnehmung entschie-
den haben, bereits im Vorfeld systematische Unter-
schiede hinsichtlich der sozio-demographischen oder 
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, der finanziellen 
Lage der Kommunen, der Ausgangsbedingungen auf 
den Arbeitsmärkten oder auch hinsichtlich arbeits-
marktpolitischer Vorerfahrungen bestanden.
Im Folgenden werden die zentralen Ergebnisse der 
Analysen thesenartig zusammengefasst.
Die Ergebnisse zeigen, dass sich in verschiedener 
Hinsicht im Durchschnitt tatsächlich systematische 
Unterschiede zwischen den Kreisen mit unterschied-
lichen Formen der Aufgabenwahrnehmung bestätigen 
lassen. Insofern unterstreichen die Analysen, dass es 
sich bei den Optierenden Kommunen und den Krei-
sen mit getrennter Aufgabenwahrnehmung jeweils 
nicht um eine zufällig ausgewählte Gruppe von Krei-
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sen, sondern eine in verschiedener Hinsicht selektive 
Auswahl handelt.
Dennoch fällt die Streuung und somit Heterogenität 
innerhalb der jeweiligen Formen der Aufgabenwahr-
nehmung über nahezu alle Indikatoren hinweg erheb-
lich größer aus als zwischen den unterschiedlichen 
Formen der Aufgabenwahrnehmung. Insofern dürfte 
es im Rahmen der anstehenden Wirkungsforschung 
möglich sein, diese Selektion hinreichend zu berück-
sichtigen.
Während in regionaler	Hinsicht kaum Unterschiede 
zwischen Ost- und Westdeutschland in der Verteilung 
der Formen der Aufgabenwahrnehmung bestehen, 
sind die Differenzen zwischen den Bundesländern 
erheblich. Optierende Kommunen finden sich unter-
durchschnittlich häufig in den Stadtkreisen und über-
durchschnittlich häufig in Landkreisen. Großstädte 
mit mehr als 250.000 Einwohnern haben – mit einer 
Ausnahme – in jedem Fall die ARGE-Lösung reali-
siert. Kreise mit getrennter Aufgabenwahrnehmung 
finden sich insbesondere in Westdeutschland und 
dort vor allem in Baden-Württemberg, wo 11 dieser 
19 Kreise angesiedelt sind.
Hinsichtlich der sozio-demographischen	Rahmen-
bedingungen, die u.a. anhand der Altersstruktur und 
dem Anteil der Frauen gemessen werden, gab es 
vor SGB II-Einführung keine deutlichen Differenzen 
zwischen den Kreisen mit unterschiedlicher Form 
der Aufgabenwahrnehmung. Eine gewisse Ausnahme 
stellt der Anteil der ausländischen Bevölkerung dar, 
der in den späteren ARGE­Kreisen im Durchschnitt 
deutlich größer war als in den Optierenden Kom-
munen.
Die Gegenüberstellung des wirtschaftlichen	 Kon-
textes verdeutlicht, dass Kreise, in denen eine ge-
trennte Aufgabenwahrnehmung praktiziert wird, 
durchschnittlich eine erheblich bessere wirtschaft-
liche Ausgangssituation verzeichneten als Kreise mit 
ARGEn und Optierende Kommunen. Beim Vergleich 
der Kreise mit ARGEn und mit zugelassenen kom-
munalen Trägern deuten Indikatoren wie das Brutto­
inlandsprodukt je Einwohner und die Erwerbstätigen­
produktivität darauf hin, dass ARGE­Kreise im Vorfeld 
der SGB II-Einführung eine etwas bessere Wirtschafts-
kraft aufwiesen. Berücksichtigt man jedoch den mög-
lichen Einfluss von Pendlerbewegungen auf das Brut-
toinlandsprodukt und stellt daher auf das verfügbare 
Einkommen der Wohnbevölkerung ab, so gleichen 
sich diese Unterschiede im Durchschnitt nahezu aus.
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In den Stadtkreisen lassen sich zwischen ARGE-
Kreisen und Optierenden Kommunen keine syste-
matischen Unterschiede hinsichtlich der finanziellen 
Situation der Kreise ableiten. In den Landkreisen 
dagegen, insbesondere in Westdeutschland, liefern 
die Ergebnisse zumindest das Indiz, dass Optierende 
Kommunen über eine etwas bessere finanzielle Aus-
gangslage verfügten als die entsprechenden ARGE-
Landkreise.
Die Arbeitsmarktbedingungen vor Einführung des 
SGB II müssen in den späteren ARGE­Kreisen ins-
gesamt als etwas ungünstiger eingestuft werden als 
die entsprechende durchschnittliche Arbeitsmarktsi-
tuation in den Optierenden Kommunen. Die beste 
Arbeitsmarktlage lässt sich über fast alle betrachte-
ten Indikatoren hinweg für die Kreise mit getrennter 
Aufgabenwahrnehmung beobachten. Allerdings liegen 
diese Kreise fast ausschließlich in Westdeutschland, 
11 von 19 zudem in Baden-Württemberg, einem 
Bundesland, das insgesamt eine im Bundesvergleich 
gute Arbeitsmarktlage aufweist.
Bemerkenswerte Unterschiede bestehen im Ver-
gleich von Ost­ und Westdeutschland: Während in 
Westdeutschland die ARGE-Kreise vor Einführung 
des SGB II über den im Vergleich zu den Optierenden 
Kommunen weniger günstigen Arbeitsmarkthinter-
grund verfügten, fielen in Ostdeutschland die Pro-
bleme am Arbeitsmarkt in den Optierenden Kom-
munen im Durchschnitt etwas größer aus als in den 
ARGE-Kreisen.
Der Arbeitsmarkt der ARGE-Kreise muss in Stadt-
kreisen ebenfalls als der etwas schwierigere cha-
rakterisiert werden, während es in den Landkreisen 
bei zahlreichen Indikatoren nur geringfügige Unter-
schiede zwischen ARGE-Kreisen und Optierenden 
Kommunen gab. Eine überdurchschnittlich ungünstige 
Arbeitsmarktsituation findet sich überwiegend auch 
in Großstädten mit über 250.000 Einwohnern, wel-
che die ARGE-Lösung praktizieren.
Betrachtet man die Ergebnisse für Stadt- und Land-
kreise über sämtliche Themenkreise hinweg, so zeigt 
sich, dass in den Landkreisen häufig im Durchschnitt 
nur geringfügige Unterschiede zwischen den spä-
teren ARGE-Kreisen und den Optierenden Kommu-
nen bestanden. In den Stadtkreisen dagegen waren 
die Unterschiede größer: Die sechs Optierenden 
Kommunen verzeichneten sowohl eine etwas besse-
re Arbeitsmarktsituation als auch eine etwas bessere 
wirtschaftliche Ausgangslage.
Die deskriptiven Analysen innerhalb dieses Schwer-
punktberichts zeigen, dass bei den anstehenden 
vergleichenden Untersuchungen der Arbeitsmarkt-
indikatoren in den jeweiligen SGB II­Träger­Gebiets-
einheiten die Unterschiede in der Ausgangssituation 
berücksichtigt werden müssen. Insofern kommt der 
Betrachtung zeitlicher Entwicklungen im Rahmen der 
künftigen Berichterstattung zur Evaluation der Expe-
rimentierklausel des § 6c SGB II eine größere Bedeu-
tung zu als der Gegenüberstellung von Niveaus.
Zum anderen haben die Ergebnisse verdeutlicht, 
wie zentral gerade auch die Unterscheidung zwi-
schen Ost- und Westdeutschland sowie zwischen 
Stadt- und Landkreisen ist, wenn man Kreise mit un-
terschiedlichen Formen der Aufgabenwahrnehmung 
sinnvoll vergleichen möchte. Auch das regelmäßige 
Berichtssystem des IAW wird daher künftig stets 
diese Differenzierungen bei der Ergebnisdarstellung 
berücksichtigen.
Der Bericht beschränkt sich der Aufgabenbeschrei-
bung von Untersuchungsfeld 1 entsprechend auf 
deskriptive statistische Auswertungen. Multivariate 
Kausalanalysen, die den Einfluss unterschiedlicher 
Ausgangsbedingungen auf die Wahl der Form der 
Aufgabenwahrnehmung untersuchen, wurden nicht 
durchgeführt. Der Bericht liefert jedoch auch hin-
sichtlich der Entscheidung für eine bestimmte Form 
der Aufgabenwahrnehmung wertvolle Hinweise, die 
mittels multivariater Methoden und/oder einer direk-
ten Befragung der Entscheidungsträger ergänzend 
überprüft werden könnten. 
Abschließend bleibt darauf hinzuweisen, dass im Juli 
2006 die regelmäßige Berichterstattung im Rahmen 
dieses Untersuchungsfelds aufgenommen wird. Dabei 
wird beschrieben, wie sich zentrale SGB II relevante 
Arbeitsmarktindikatoren in den Kreisen mit unter-
schiedlichen Formen der Aufgabenwahrnehmung seit 
der Einführung des SGB II im Vergleich entwickeln. 
Die Quartalsberichterstattung wird auf einem weit-
gehend standardisierten Konzept basieren, das jedoch 
leider aufgrund von Problemen bei der Datenverfüg-
barkeit vorläufig noch nicht vollständig, sondern nur 
in Teilen umgesetzt werden kann (vgl. Anhang). Dar-
über hinaus ist beabsichtigt, mittels Sonderauswer-
tungen einige der in diesem Bericht festgestellten Lü-
cken in einem der kommenden Schwerpunktberichte 
zu schließen.
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Nach Genehmigung des IAW-Antrags auf Übermitt-
lung von Sozialdaten für ein Forschungsvorhaben 
gemäß § 75 SGB X durch das BMAS wurde im De-
zember 2005 mit der Aufbereitung der angeforder-
ten Liste von Arbeitsmarktindikatoren auf Kreis- und 
SGB­II­Träger­Ebene begonnen. Diese so genannte 
„wipol2“­Schnittstelle ist noch in Bearbeitung und 
kann nach Auskunft vom Servicedatenzentrum der 
Bundesagentur für Arbeit (BA) erst im 2. Quartal 
2006 (noch unvollständig) ausgeliefert werden. Sie 
wird nach Fertigstellung weit über 100 Arbeitsmarkt-
kennzahlen (monatliche Bestands- und Bewegungs-
daten) für den Zeitraum ab 01.01.2005 enthalten und 
auf drei Datenquellen beruhen: 
(1) auf den herkömmlichen Prozessdaten der BA, 
(2) auf Angaben aus dem A2LL-Datamart (mit neu-
en Kennzahlen für den Bereich der ARGEn und 
Kreisen mit getrennter Aufgabenwahrnehmung) 
sowie 
(3) auf Daten der X­Sozial­BA­SGB II­Datenbank 
(gemäß der zwischen der BA und den kommu-
nalen Spitzenverbänden abgestimmten Regelung 
der Datenübermittlung nach § 51b SGB II) für die 
69 Optierenden Kommunen. 
Von der BA wurden dem IAW Tübingen bisher die 
folgenden Liefertermine genannt:
1. Für das Jahr 2005 sind zunächst aus den Prozess-
daten der BA nur Daten bis einschließlich Sep-
tember 2005 verfügbar. Angaben für das vierte 
Quartal 2005 sind ab April 2006 angekündigt.
2. Aus A2LL sind derzeit lediglich Bestandsdaten 
verfügbar. Erste Bewegungsdaten werden erst ab 
der zweiten Jahreshälfte 2006 geliefert.
3. Die Bestandsdaten aus X­Sozial sollen ab April 
2006 geliefert werden, Bewegungsdaten erst im 
dritten Quartal.
4. Zugangs- und Abgangsdaten aus der Gesamtar-
beitslosigkeit stehen bisher nur für 370 Einheiten 
zur Verfügung. Es ist fraglich, ob und wann diese 
Angaben für die 69 Optionskommunen für alle 
Zeitpunkte vollständig erfasst sein werden.
5. Über den Erwerbsstatus von ALGII-Beziehenden 
sind noch keine Angaben verfügbar. Diese werden 
frühestens Ende  des Jahres 2006 erwartet.
6. Angaben über Sanktionen werden frühestens in 
der zweiten Jahreshälfte 2006 verfügbar sein.
7. Es ist unklar, ob Angaben über sozialintegrative 
Leistungen überhaupt verfügbar sein werden. 
Aufgrund der Verzögerungen bei der Datenlieferung 
wurde in Abstimmung mit dem Auftraggeber zum 
1. April 2006 kein regelmäßiger Quartalsbericht er-
stellt. Der erste Quartalsbericht soll im Juli 2006 
erstellt werden und auf den bis dahin zur Verfügung 
stehenden Daten basieren.
Anhang:  
Stand der Datenlieferung für die regelmäßige Bericht­
erstattung
